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 Martin Seidel 
Optionen für die Europäische  
Integration 
I. Einführung in die Thematik 
Der europäische Integrationsprozess ist ein Prozess der gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und rechtlichen Neuordnung Europas. Er vollzieht sich auf 
Grund freier Entscheidungen der teilnehmenden Staaten auf der Grundlage 
einvernehmlicher völkerrechtlicher Verträge. Die vertragliche Grundlage, 
die im Zuge der Entwicklung des Integrationsprozesses Änderungen und 
Ergänzungen unterliegt, stellt als Rechts- und Verfassungsordnung sicher, 
dass bestimmte hierfür geeignete und ausgewählte staatliche Aufgaben statt 
auf nationaler Ebene nach Maßgabe gemeinsam gesetzter politischer und 
wirtschaftliche Ziele gebündelt auf einer übergeordneten Ebene wahrge-
nommen werden. Mit der Implementierung der Rechts- und Verfassungs-
ordnung Europas organisiert sich über den nach wie vor völkerrechtlich 
souveränen Staaten Europas, die an dem Prozess teilnehmen und ihn 
gleichberechtigt gestalten, Mitgliedstaaten zur Gestaltung der übertragenen 
Aufgaben zugeschnittenes und den Mitgliedstaaten übergeordnetes neues 
Gemeinwesen. Dessen organisatorische Ausgestaltung unterliegt mit zu-
nehmender Verdichtung der supranationalen Aufgaben zwangsläufig einem 
ständigen Wandel, und zwar im Sinne seiner Stärkung gegenüber den Mitg-
liedstaaten. Je mehr Aufgaben und Regelungshoheiten dem neuen Ge-
meinwesen übertragen werden, desto stärker verdichtet sich das Bild, dass 
über den Mitgliedstaaten etappenweise eine staatsähnliche, zumindest eine 
bundesstaatsähnliche Organisationsstruktur, „eine Art von Vereinigten 
Staaten von Europa“ im Sinne von Winston Churchills Züricher Rede Martin Seidel 
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(1946),
1 für manche sogar ein großmächtiger ein europäischer Superstaat 
zur Entstehung gelangt.   
Der Prozess der Ausgestaltung Europas als übergeordnetes Gemeinwesen 
der Staaten, die sich zu ihrer wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politi-
schen Integration unwiderruflich völkervertragsrechtlich verbunden haben, 
verlangt eine Vorstellung darüber, wie weit die Übertragung von Hoheits-
rechten der Mitgliedstaaten gehen und, vor allem, mit welcher organisatori-
schen Ausgestaltung des übergeordneten europäischen Gemeinwesens er 
letztlich enden soll. Er bedarf als verfassungsrechtlicher Gestaltungspro-
zess, der die Souveränität der teilnehmenden Staaten tangiert, wenn nicht 
sogar einschränkt, eines Endzustandes, einer sog. „Finalität“. Die nationa-
len Regierungen und Parlamente haben den Aufbauprozess Europas, der 
sich schritt- und stufenweise vollzieht, vor ihrer Wählerschaft und Öffent-
lichkeit zu verantworten. Die jeweiligen Integrationsschritte lassen sich 
schwer vermitteln und gegenüber einer kritischen Einschätzung ihrer Not-
wendigkeit vielfach kaum rechtfertigen, sofern sie sich nicht anhand eines 
Konzeptes darstellen lassen, das die einzelnen Ausbauschritte in schlüssi-
ger Weise als Bausteine Europas in den Prozess der Integration einordnet 
und, um dies zu gewährleisten, zu jeder Zeit an der Finalität orientierte 
Aussagen über dessen Verlauf ermöglicht.  
In der Praxis des Alltags wird über die unzulängliche „Handlungsfähigkeit“ 
Europas und die unzulängliche demokratische Legitimation der Politik- 
und Rechtsgestaltung auf europäischer Ebene, das sog. „demokratisches 
Defizit“, geklagt. Den Klagen liegt ein Verständnis des Integrationsprozes-
ses zu Grunde, dessen „Finalität“ eine beträchtliche Umwandlung des der-
zeitigen Kompetenz- und Entscheidungssystems der Europäischen Union 
beinhaltet. Wer den Mangel an Handlungsfähigkeit beklagt, befürwortet 
aus seiner Sicht der Finalität des Integrationsprozesse entweder eine besse-
re Ausstattung der Europäischen Union mit Kompetenzen und finanziellen 
Ressourcen oder ein Verfahren der Wahrnehmung der Kompetenzen, das 
 
1   Hierzu Martin Seidel „Der europäische Verfassungsprozess und Winston Churchills 
Züricher Vision der „Vereinigten Staaten von Europa““ in Europäische Zeitschrift 
für Wirtschaftspolitik (EuZW) 1/2008 S. 1. 
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nicht in Kernbereichen der Kompetenzen nach wie vor durch das Erforder-
nis der einstimmigen Mitwirkung aller Mitgliedstaaten bei der Beschluss-
fassung im Rat gekennzeichnet ist. Wer das demokratische Defizit der 
Europäischen Union beklagt, denkt an eine Verstärkung der Befugnisse des 
Europäischen Parlaments, manchmal auch an die Einführung der Gleichheit 
des Wahlrechts aller Unionsbürger bei den Wahlen zum Europäischen Par-
lament. Mit beiden Klagen ist mittelbar die Finalität des Integrations-
prozesses angesprochen, die in wissenschaftlichen Kreisen seit seinem An-
beginn zu den zumeist aufgeworfenen Fragen zählt.  
Nicht bei jedem Disput über die „eigentliche Finalität“ des Integrationspro-
zesses Europas besteht ausreichende Klarheit, was begrifflich unter der 
„Finalität“ des Integrationsprozesses jeweils zu verstehen ist. Die „Finali-
tät“ betrifft den Integrationsprozess als verfassungs-rechtlichen Gestal-
tungsprozess, und nicht, zumindest nicht primär, ungeachtet bestehender 
Interdependenzen, den parallel dazu auf der Ebene der Wirtschaft, de Ge-
sellschaft und der Politik sich vollziehenden Prozess der Verschmelzung 
der nationalen wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Verhält-
nisse. Die Finalität gibt Auskunft über die organisatorische Struktur, die 
den Integrationsprozess auf der Ebene de Wirtschaft, Gesellschaft und Poli-
tik ermöglicht und normativ gestaltet, und insoweit über das Ausmaß der 
hoheitlichen oder quasihoheitlichen Machtentfaltung Europas, mit der sich 
Europa als neues – staatsähnliches – Gemeinwesen international und vor 
allem gegenüber den an der Integration teilnehmenden Staaten repräsen-
tiert.  
Über die Finalität des Integrationsprozesses in dem hier verstandenen Sinn 
lassen sich aus dem vertraglichen Gemeinschaftsrecht bzw. dem vertragli-
chen Unionsrecht, d.h. den Verträgen vom Rom (1957, bzw. Paris (1952), 
dem Vertrag von Luxemburg (Einheitliche Europäische Akte, 1986) , dem 
Vertrag von Maastricht (1993), dem Vertrag von Amsterdam (1996), dem 
Vertrag von Nizza (2000), dem – gescheiterten - Vertrag über eine Verfas-
sung für Europa (2005) und auch dem Vertrag von Lissabon (2007) keine 
ausreichenden Aussagen herleiten. Gleiches gilt von der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs, ohne deren wegweisenden Aussagen die 
Europarechtswissenschaft der Mitgliedstaaten zu sicheren Erkenntnissen Martin Seidel 
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nicht in der Lage zu sein scheint. Die „Zurückhaltung“ des vertragliches 
Gemeinschafts- bzw. Unionsrechts, das als Verfassungsrecht der Europä-
ischen Gemeinschaft bzw. der Europäischen Union zu Aussagen über die 
letztendlich zu erreichenden organisatorische Gestalt des geeinten Europas 
durchaus berufen wäre, erklärt sich daraus, dass sich die Gründungsverträ-
ge sowie alle an anderen auf diesen aufbauenden Änderungsverträge, ein-
schließlich der gescheiterte Vertrag über eine Verfassung für Europa und 
der diesen ersetzende Reformvertrag als eine Art von Prozessrecht empfin-
den, das sich der ständigen Fortentwicklung des Integrationsvorgangs ver-
pflichtet fühlt. Aus dieser seiner Funktion heraus setzt das vertragliche 
Gemeinschafts- und Unionsrecht keine organisatorischen und materiellen 
Vorgaben, sondern belässt die Fortentwicklung des jeweils erreichten Or-
ganisationsstandes – im Wege des sog. spill over - der einvernehmlichen 
politischen Entscheidung der nationalen Regierungen und Parlamente der - 
von Mal zu Mal zahlreicher und inhomogener werdenden – Mitgliedstaa-
ten. Die Zurückhaltung der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
und in deren Gefolge auch der Europarechtswissenschaft der Mitgliedstaa-
ten fühlt sich dieser integrationspolitischen und verfassungsrechtlichen Phi-
losophie verpflichtet.  
Auf der insoweit verantwortlichen politischen Ebene zwischen den inzwi-
schen auf 27 Staaten angewachsenen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, die zum Teil bereits seit Jahrzehnten die verfassungspolitische Ent-
wicklung der Europäischen Union mit bestimmen, besteht über den zu er-
reichenden organisatorischen Endzustand des Integrationsprozesses seit 
jeher kein ausreichender Konsens. Obgleich die Mitgliedstaaten den „spill 
over“-Prozess gestalten, findet zwischen ihren Regierungen, ihren Parla-
menten und der nationalen Öffentlichkeit kein nennenswerter Dialog über 
das Endziel der Integration statt. Zumindest in den vergangenen Jahrzehn-
ten erwarten indes die Unionsbürger von ihren Regierungen, Parlamenten 
und Medien in dieser Hinsicht mehr Unterrichtung und Aufklärung. Die 
wiederholte Änderung und Ergänzung der Gründungsverträge der Europä-
ischen Gemeinschaft unter dem Vorzeichen der verfassungspolitischen 
Fortentwicklung der Europäischen Gemeinschaft bzw. der Europäischen 
Union, die fast zur Regel geworden ist, hat es mit sich gebracht, dass die Optionen für die Europäische Integration 
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nationalen Regierungen die Änderungsverträge nicht mehr wie anfänglich 
die Verträge von Rom und Paris der Bevölkerung nur als einfache, mehr 
oder minder nur den Handel und die wirtschaftlichen Beziehungen betref-
fende internationale Abkommen präsentieren können, die dem Frieden und 
der  Freundschaft dienen und, obgleich sich aus ihnen Rechte und Pflichten 
für die Bürger ergeben können, nicht näher erläutert zu werden brauchen. 
Die Bevölkerung empfindet inzwischen die Integrationsentwicklung als 
einen politischen Vorgang der Schöpfung eines europäischen Gemeinwe-
sens und befürchtet die Entstehung eines europäischen Staatswesens, das 
traditionelle Werte nicht ausreichend gewährleisten könnte. Sie besteht auf 
ihrer Beteiligung an einem Vorgang, der sich ihnen als ein neues Kapitel 
der Geschichte Europas präsentiert. Die nationalen Regierungen müssen 
zunehmend auf die Stimmung ihrer Wählerschaft Rücksicht nehmen und 
vor allem für die bei den Vertragsverhandlungen zumeist nicht anders als 
im Kompromisswege erreichte Fortentwicklung des Integrationsprozesses 
werben. Mit dem Scheitern des Vertrages über eine Verfassung für Europa 
als Folge des Ausgangs der Referenden in Frankreich und in den Nieder-
landen ist überaus deutlich geworden, dass bei dem erreichten Integrations-
stand ein innerstaatlicher und transnationaler Dialog über das Endziel und 
den angestrebten und erreichbaren Endzustand, die „Finalität“ des Integra-
tionsvorganges, angezeigt erscheint, wenn die notwendige Zustimmung der 
Bevölkerung erhalten bleiben soll.  
Um dem in den letzten Jahren festgestellten Absinken der Zustimmung der 
Bevölkerung entgegenzuwirken, ist Aufklärung geboten. Das Kompetenz- 
und Entscheidungssystems des Vertrages von Rom, das den derzeitig er-
reichten Organisationsstatus Europas kennzeichnet (sog. „Gemeinschafts-
system“), hat sich trotz der verschiedenen Änderungsverträge keineswegs, 
wie weit verbreitet angenommen wird, inzwischen zu einem überstaatli-
chen Regierungssystem fortentwickelt, das alle Lebensbereiche beherrscht 
und zwangsläufig von der Bevölkerung als bedrohlich empfunden werden 
muss. Es wurde nicht einmal den Erfordernissen der ständig wachsenden 
Zahl der Mitgliedstaaten und der mit dieser einhergehenden Veränderung 
der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Struktur des verein-
ten Europas entsprechend ausreichend angepasst und ist immer noch mehr Martin Seidel 
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oder minder mit seiner ursprünglichen Struktur identisch. Integrationspoli-
tisch gesehen, hat es sich in verschiedener Hinsicht sogar eher zurückgebil-
det, so dass die ihm zugedachten Funktion nicht mehr uneingeschränkt 
gewährleistet, ist.
2  
Die üblichen Leitbilder, an denen sich das zu organisierende Europa orien-
tieren sollte, werden selten näher analysiert. Als Leitbilder für den Endzu-
stand der Integration konkurrieren seit jeher das „Europa der Vaterländer“, 
verstanden als ein klassischer Staatenverband, eine staats- und völkerrech-
tlich nicht exakt einzuordnende „immer engeren Union“ der Staaten und 
Völker Europas, die sich als eine konturlose Umschreibung eines Staaten-
verbandes „sui generis“, angesiedelt zwischen einem reinen Staatenbund 
(Konföderation) und einem Bundesstaat (Föderation) darstellt, und als drit-
tes Leitbild die „Vereinigten Staaten von Europa“, d.h. ein bundesstaatlich 
verfasstes Europa, das den Wandel von „United Nations of Europe“, die als 
Verbandsstruktur sowohl dem „Europa der Vaterländer“ als auch der „im-
mer engere Union der Staaten und Völker Europas“ zu Grunde liegen, zu 
„Europe United“ bedeutet. Einige Mitgliedstaaten, namentlich Deutsch-
land, haben im Rahmen ihrer Europapolitik das Leitbild eines letztendlich 
bundesstaatlich verfassten Europas längere Zeit als Finalität der Integrati-
onsentwicklung nicht ausgeschlossen. Maßgeblich hierfür waren die supra-
nationalen Ausprägungen des „Gemeinschaftssystems“ der Gründungs-
verträge, die auf Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs beruhen. 
Der europäische Bundesstaat, an dessen Errichtung gedacht wurde, bräuch-
te keineswegs nach dem Modell der Bundesrepublik Deutschland oder der 
Vereinigten Staaten von Amerika strukturiert, könnte vielmehr eine staats-
rechtliche Neuschöpfung sein. Die äußeren Erweiterungen der Europä-
ischen Union der jüngsten Zeit und ihr in absehbarer Zukunft ersichtlich 
bevorstehender weiterer Zuwachs an Mitgliedstaaten, durch die der Integra-
 
2   Zur Rückbildung des „Gemeinschaftssystems“ siehe Martin Seidel „Das Kompe-
tenz- und Entscheidungssystem des Vertrages von Rom im Wandel seiner  Funktion 
und Verfassung“ in Jürgen Bröhmer, Roland Bieber, Christian Callies, Christine 
Langenfeld, Stefan Weber und Joachim Wolf (Hrsg.) „Internationale Gemeinschaft 
und Menschenrechte“, Festschrift für Georg Ress zum 70.Geburtstag,  Berlin, 2005, 
S. 805 ff. 
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tionsprozess zwar nicht seinen Sinn verloren hat, aber erschwert wird, ha-
ben das Leitbild der Bundesstaatlichkeit in wohl allen Mitgliedstaaten 
weitgehend verblassen lassen. Für den ersten Präsidenten der Kommission 
der EWG, Walter Hallstein, war die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
erklärtermaßen ein „unvollendeter Bundesstaat“.
3 
II. Zielsetzungen und Ziele des vertraglichen Gemein-
schafts- und Unionsrecht und Finalität des Integrati-
onsprozesses 
Der Begriff der „Finalität“ des europäischen Integrationsprozesses im Sin-
ne und Verständnis dieser Abhandlung bezieht sich auf „Europas finale 
Organisiertheit“, d.h. auf seine letztendliche Organisationsstruktur. Er ist 
nicht mit den „Zielen“ und „Zielsetzungen“ gleichzusetzen, die sich in den 
Präambeln der Verträge von Rom und Paris finden und durch die Präam-
beln der diversen Änderungsverträge zu den Gründungsverträgen, nament-
lich des Vertrages über die Europäische Union von 1993 und des zur 
Ratifikation anstehenden Reformvertrages zum Teil beträchtlich ergänzt 
und verändert werden.
4 Bei dem Disput über die „Finalität“ des Integrati-
 
3    Walter Hallstein, „Der unvollendete Bundesstaat“, Düsseldorf/Wien, 1969, siehe 
auch Thomas Oppermann, Europarecht, 3. Auflage, München, 2005, S. 272 ff. 
4   Was die vertragsrechtlichen Ziele und Zielsetzungen der Europäischen Union an-
betrifft, welche die Finalität des Integrationsprozesses berühren, wird in dem Ver-
trag von Rom (Artikel 2 EWG-Vertrag) - wie bereits in dem Vertrag über die 
Errichtung einer Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl aus dem Jahr 
1951 - der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft als politisches Ziel gesetzt, „en-
gere Beziehungen zwischen den in der Gemeinschaft zusammengeschlossenen Staa-
ten zu fördern“. Artikel 1 des Maastrichter Vertrages über die Europäische Union 
definiert die durch ihn als „Dach von drei Pfeilern“ errichtete  „Europäische Union“ 
als eine „neue Stufe“ im Rahmen der Verwirklichung einer „immer engeren Union 
der Völker Europas“ und nennt als Ziel und Aufgabe der Union in Artikel 1 u. a., 
„die Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen ihren Völkern ko-
härent und solidarisch zu gestalten“. Der zurzeit geltende Artikel 2 des durch den 
Maastrichter EU-Vertrag neu redigierten EG-Vertrages umschreibt die politische 
Zielsetzung zwar abgeschwächt als „Förderung der Solidarität zwischen den Mit-
gliedstaaten“, zum Ausgleich der Abschwächung „bekundet“ aber die Präambel 
„den Willen der vertragschließenden Parteien“, „die Grundlagen für einen immer 
engeren Zusammenschluss der europäischen Völker zu schaffen“. Für die – ehema-Martin Seidel 
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lige - Europäische Wirtschaftsgemeinschaft war die politische Zielsetzung kein blo-
ßes Etikett, sondern in jeglicher Hinsicht, insbesondere für ihr außenpolitisches 
Handeln, von erheblicher Bedeutung. Unter Berufung auf die politische Zielsetzung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft haben die Mitgliedsstaaten in den Jahren 
ihres Aufbaus denjenigen europäischen Staaten, die um ihre Aufnahme nachgesucht 
haben, ungeachtet der Erfüllung der wirtschaftlichen Voraussetzungen den Beitritt 
verwehrt, wenn die Bewerberstaaten wie im Falle des Vereinigten Königreichs im 
Jahr 1962 die politische Zielsetzung des wirtschaftlichen Integrationsprozesses 
nicht anzuerkennen bereit waren oder wie im Falle Österreichs im Jahr 1964 aus 
Gründen seiner Neutralität die politische Zielsetzung der wirtschaftlichen Integra-
tion zu unterschreiben außerstande waren. Artikel 1 des Maastrichter Unionsver-
trages definiert die durch ihn errichtete Europäische Union als eine „neue Stufe“ im 
Rahmen der Verwirklichung einer „immer engeren Union der Völker Europas“. 
    
Fraglich ist, ob der gescheiterte Verfassungsvertrag an dieser politischen Zielset-
zung der Europäischen Gemeinschaft bzw. der Europäischen Union uneinge-
schränkt festgehalten hat. Der Vertrag  enthält in auffallender Weise keine dem 
Artikel 2 des EWG-Vertrages entsprechende Regelung, wonach der damaligen Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft neben den wirtschaftspolitischen Zielen das 
politische Ziel gesetzt war, „engere Beziehungen zwischen den in der Gemeinschaft 
zusammengeschlossenen Staaten zu fördern. Artikel 3 des Verfassungsvertrages 
umschreibt zwar die  Zielsetzungen der Europäischen Union in größerer Breite, 
verpflichtet aber die Europäische Union nicht vergleichbar den geltenden Verträgen 
auf weiterreichende politische Ziele. Das Fehlen eines eindeutigen Bekenntnisses 
zur politischen Integration in dem maßgeblichen Artikel lässt neben anderen Rege-
lungen Schluss zu, dass eine weiterreichende Zielsetzung des Integrationsprozesses, 
wenn auch nicht gänzlich aufgegeben, so doch zumindest zurückgenommen ist.   
Die Präambel des Verfassungsvertrages erwähnt das „nunmehr geeinte Europa“ und 
scheint damit zu bekunden, dass die Einigung Europas mit der Konstituierung der 
Europäischen Union als Staatenbund erreicht und der Integrationsprozess ab-
geschlossen ist. Die Präambel widerspricht sich allerdings insofern, als sie an an-
derer Stelle „bekundet“, dass die „Völker Europas entschlossen“ seien, „immer 
enger vereint ihr Schicksal gemeinsam zu gestalten“. Diese „Bekundung“ bringt 
zum Ausdruck, dass ungeachtet der erreichten „Einigung Europas“ weitere Integra-
tionsschritte erforderlich sind. Die Präambel ihrereseits „bekundet“ wiederum aber 
auch die „Gewissheit der vertragschließenden Parteien“, dass „Europa, in Vielfalt 
geeint“ die „besten Möglichkeiten zu Verfolgung seiner Verpflichtungen böte“. 
Dies kann sowohl dahin gemeint sein, dass Europa aufgrund der Verfassung bereits 
in Vielfalt geeint sei, als auch dahin, dass Europa aufgrund der Verfassung noch 
erst in Vielfalt zu einen sei. Der gescheiterte Verfassungsvertrag den Mitglied-
staaten gewährt ein Austrittsrecht aus der Europäischen Union, das dem geltenden 
Regelungswerk unbekannt ist. Im Gegensatz zu Satzungen und Statuten von 
Staatenbünden sehen bundesstaatliche Verfassungen in der Regel kein Austritts-
recht vor. Die Europäische Union bekundet mit dem Austrittsrecht, dass sie keinen 
Zwangsverbund darstellt, etwaige weiterreichende Integrationsziele gelten daher für Optionen für die Europäische Integration 
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onsprozesses wird zwar auf die besagten Ziele und Zielsetzungen rekur-
riert, indes lässt sich ein eindeutiges Leitbild des Endzustandes des Integra-
tionsprozesses, wie die Diskussion zeigt, aus den „Zielen“ und 
„Zielsetzungen“ nicht herleiten. Die vertragsrechtlichen „Ziele“ und „Ziel-
setzungen“ sind ungeachtet ihrer großen Bedeutung für den Integrations-
prozess weder der richtige Ansatzpunkt noch die sedes materiae für die 
Ermittlung des Endzustandes des organisatorischen Ausbaus Europas. Der 
– nach Maßgabe des Integrationsstandes jeweils - definitive Organisations-
status Europas, die – jeweilige - „Finalität“ des Integrationsprozesses, wird, 
wenn sie nicht vertragsrechtlich festgelegt ist, durch die Aufgaben und 
Kompetenzen definiert, die dem organisierten Europa bereits übertragen 
sind bzw. zur Überantwortung anstehen. Die Finalität hat bezogen auf den 
jeweiligen Stand und das jeweilige Stadium des Integrationsprozesses un-
geachtet unverändert geltender vertragsrechtlicher „Ziele“ und „Zielset-
zungen“ eine wandelnde Ausprägung, indem sie als Organisationsstatus, 
welcher der Wandlung und Anpassung unterworfen ist, der erreichten oder 
zu erreichenden Aufgaben- und Kompetenzstruktur Rechnung trägt. Um 
das Verhältnis der vertraglichen Ziele und Zielsetzungen zur Finalität zu 
verdeutlichen: Die Ziele der Friedenssicherung und Förderung von wirt-
schaftlichem Wachstum und Wohlstand als die nach wie vor grundlegen-
den vertragsrechtlichen Zielsetzungen können unter bestimmten 
Voraussetzungen, nämlich bei einem in etwa gleichen wirtschaftlichen 
Entwicklungsstand der an der Integration teilnehmenden Staaten, insbeson-
dere dann, wenn diese politisch, gesellschaftlich und wirtschaftlich homo-
gene Strukturen aufweisen und ihrer Zahl nach gering sind, bereits durch 
die Schaffung einer Freihandelszone gesichert werden, ohne dass es der 
Errichtung eines über eine Freihandelszone hinausgehenden Gemeinsamen 
Marktes oder gar einer diesen zusätzlich überdachenden Wirtschafts- und 
Währungsunion mit einem beträchtlichen Ressourcentransfer zwischen den 
„wohlhabenderen und den weniger wohlhabenden“ Mitgliedstaaten bedarf. 
 
alle gegenwärtigen und zukünftigen Mitgliedstaaten aufgrund des Austrittsrechts 
nur bedingt. Wenn der Verfassungsvertrag  die politische Zielsetzung der Verträge 
von Rom, Maastricht, Amsterdam und Nizza zurücknimmt, schränkt er die tradi-
tionelle Funktion des „Gemeinschaftssystems“ wesentlich ein.  
 Martin Seidel 
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Unter anderen wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Bedin-
gungen, namentlich bei einem größeren wirtschaftlichen Gefälle zwischen 
den teilnehmenden Staaten, bei unzulänglicher Homogenität und Homoge-
nisierbarkeit ihrer politischen und gesellschaftlichen Strukturen und hinzu-
kommend, bei weiterreichenden integrationspolitischen Ambitionen der 
teilnehmenden Staaten gesetzt haben, sind die besagten Ziele nicht allein 
durch die Freihandelszone, die mit einer vergleichsweise nur begrenzten 
Kompetenzübertragung verbunden ist, sondern erst durch die Errichtung 
eines Gemeinsamen Marktes bzw. durch die zusätzlichen Errichtung einer 
Wirtschafts- und Währungsunion, ausgestattet darüber hinaus mit einem 
Ressourcentransfer von den „wohlhabenderen auf die weniger wohlhaben-
den“ Staaten und damit mit der Übertragung weitaus mehr Kompetenzen 
auf das zu organisierende Europa erreichbar. Während die „Ziele“ der För-
derung und Sicherung von Frieden und Wohlstand unverändert bleiben,   
bedingen bei den drei Fallgestaltungen die politischen und wirtschaftlichen 
Gegebenheiten jeweils ein unterschiedliches Ausmaß an Aufgaben und 
Kompetenzen für das zu organisierenden Europa. Die jeweilige Organisati-
onsstruktur, die es in dem ersten Fall als eine Freihandelszone, im zweiten 
Fall als ein Gemeinsamer Markt und in dem dritten Fall als eine - durch 
einen Ressourcentransfer aufgestockte - Wirtschafts- und Währungsunion 
zu errichten gilt, die jeweilige „Finalität“ des Organisationsprozesses, ist 
ungeachtet gleich bleibender „Ziele“ jeweils eine andere. 
5  
III. Das Kompetenz- und Entscheidungssystem des Ver-
trages von Rom und Paris, das sog. „Gemeinschafts-
system“, als derzeit allein  erreichte „Finalität“ des 
 
5    Inwieweit aus den grundlegenden Zielsetzungen der Verträge bei jeder der drei 
Fallgestaltungen jeweils auf das Ausmaß der jeweiligen Kompetenzen geschlossen 
werden kann, ist anlässlich der Praxis der bisherigen Entwicklung des Integrations-
prozesses und der kritischen Haltung höchster Gerichte in einigen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union, zumindest in Deutschland, eine weitere Frage. Sie betrifft 
das innere Ausmaß bzw. die „autonome“ Ergänzung der jeweiligen Kompeten-
zstruktur und braucht in diesem Zusammenhang nicht näher betrachtet zu werden. 
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Integrationsprozesses, im Sinne des erreichten – und 
zu erreichenden – Organisationsstatus Europas 
Das mit dem Vertrag von Rom als „organisiertes Europa“ errichtete Kom-
petenz- und Entscheidungssystem, das  sog. „Gemeinschaftssystem“, be-
stimmt ungeachtet seiner Veränderungen und Anpassungen auf Grund der 
verschiedenen Änderungs- und Ergänzungsverträge nach wie vor die orga-
nisatorische Struktur der Europäische Union. Es sichert die Aufgaben und 
Funktionen der Europäischen Union, jedenfalls nach deren Zuwachs an 
Mitgliedstaaten und zunehmender Überantwortung von Aufgaben auf die 
Europäische Union indes nicht mehr in vollem Ausmaß. 
Der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wurde mit dem Vertrag von 
Rom (1957) als ihre beiden Hauptaufgaben die „Errichtung und Sicherung 
eines Gemeinsamen Marktes zwischen den Mitgliedstaaten“ und die 
„schrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten“, d.h. 
die Koordinierung der nach wie vor in nationaler Verantwortung stehenden 
Wirtschaftspolitik, einschließlich der inneren und äußere Währungspolitik 
sowie der wirtschaftsrelevanten Sozial- und Gesellschaftspolitik der Mitg-
liedstaaten übertragen. Nachdem ihr zwischenzeitlich mit dem Vertrag von 
Luxemburg (1985) weitere Kompetenzen zugewachsen sind, trat mit dem 
Vertrag von Maastricht von  1993 als zweite Hauptaufgabe der  Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft an die Stelle der „schrittweisen Annähe-
rung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten“ die „Errichtung einer 
Wirtschafts- und Währungsunion“, wobei die Wirtschafts- und Währungs-
union ungeachtet ihrer insoweit irreführenden Bezeichnung keine eigens-
tändige Organisation, sondern eine neue Aufgaben- und 
Kompetenzzuweisung an die nunmehr in „Europäische Gemeinschaft“ um-
benannte EWG ist.
6 
 
6   Die Aufgaben- und Kompetenzzuweisung an die Europäische Gemeinschaft besteht 
darin, dass die Währungspolitik der Europäischen Gemeinschaft zur ausschließli-
chen Zuständigkeit überantworte ist, die Wirtschaftspolitik dagegen weiterhin pri-
mär ein Verantwortungsbereich der Mitgliedstaaten bleibt. Die Währungsunion ist 
durch eine zentrale und ausschließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft gekenn-
zeichnet; im Bereich der Wirtschaftsunion beschränken sich die – teilweise aufge-
stockten - neuen  Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaft unter Beibehaltung Martin Seidel 
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Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, neben ihr die bereits gegründete 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Vertrag von Paris 1952) 
und die zeitgleich mit der EWG gegründete Europäische Atomgemein-
schaft wurde zur Gestaltung ihrer Aufgaben sowie zur Wahrnehmung ihrer 
Regelungshoheiten als ein Staatenbund verfasst, der sich jedoch durch ei-
nige nicht unwesentliche supranationale Ausprägungen von einer klassi-
schen völkerrechtlichen Konföderation abhebt. Den drei Europäischen 
Gemeinschaften EWG, EAG und EGKS wurden nach dem Prinzip der sog. 
begrenzten Einzelermächtigung beträchtliche Regelungs- und Hoheitsbe-
fugnisse überantwortet, die im Kernbereich vom Rat, einem Organ, das 
sich aus Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten zusammensetzt, 
wahrgenommen werden. In einem kleineren Ausmaß, nämlich im Bereich 
der Wettbewerbsaufsicht über der Wirtschaft, (Kartell-, Missbrauchaufsicht 
und Fusionskontrolle) und der Wettbewerbsaufsicht über die Mitgliedstaa-
ten (Subventionsaufsicht über die Wirtschaftsförderung der Mitgliedstaa-
ten) wurden „administrative“ Hoheitsrechte und Regelungsbefugnisse der 
Kommission, einem mehr „kommunitären“ Organ, übertragen. Zur Siche-
rung der mit Vorrang vor dem Recht der Mitgliedstaaten ausgestatteten 
Rechtsordnung der Europäischen Gemeinschaften wurde den drei Europä-
 
der mitgliedstaatlichen Verantwortung für die Wirtschaftspolitik auf deren Koor-
dinierung durch die Organe der Gemeinschaft. Der Grund für die „Zurückhaltung“ 
bei der Verfassungsschöpfung im Bereich der Wirtschaftsunion liegt darin, dass die 
zentrale und vorrangige Gestaltung der Wirtschaftspolitik durch die Gemeinschaft 
einen so genannten dominanten Haushalt der Gemeinschaft voraussetzen würde. 
Ein solcher Haushalt als wirtschaftspolitisches Steuerungsinstrument der Gemein-
schaft würde bedeuten, dass die Mitgliedstaaten ihre Verteidigungspolitik, die 
Sozialpolitik, die Bildungspolitik und vor allem die Infrastrukturpolitik der Ge-
meinschaft überantworten müssten. Ohne eine Übertragung dieser staatlichen Auf-
gaben auf die Gemeinschaft sind Ausgaben, wie sie ein entsprechender Haushalt 
impliziert, nicht vorstellbar. Mit der Übertragung dieser Politiken auf die Gemein-
schaft müssten dieser die Gesetzgebungszuständigkeiten in allen wirtschafts-, 
sozial- und gesellschaftsrelevanten Bereichen überantwortet werden. Zur Finan-
zierung ihrer Staatsausgaben müssten außerdem der Gemeinschaft umfassende Be-
steuerungsbefugnisse überantwortet werden. Die Übertragung der Wirtschafts-
politik auf die Gemeinschaft setzt einen beträchtlichen Souveränitätstransfer von 
den Mitgliedstaaten auf die Gemeinschaft voraus, der seinerseits die Umgestaltung 
der Europäischen Gemeinschaft in einen echten Staatsverband föderativer Ausprä-
gung – zwingend voraussetzt.  Optionen für die Europäische Integration 
  15
ischen Gemeinschaften Jurisdiktionsgewalt über die Wirtschaft und die 
Mitgliedstaaten überantwortet, die von einem eigenständigen und unabhän-
gigen Gerichtshof wahrgenommen wird. Die Beschlussfassung im Rat als 
dem zunächst alleinigen, auf Grund späterer verfassungsrechtlicher Neue-
rungen neben dem Europäischen Parlament indes nach wie vor primären 
politischen Beschluss- und Gesetzgebungsorgan vollzieht sich in weiten 
Bereichen durch Abstimmungen mit sog. qualifizierter Mehrheit und in 
internen Angelegenheiten sogar mit einfacher Mehrheit. Ungeachtet einer 
anderen Optik und Sicht seitens der Politik sieht jedoch das Gemeinschafts- 
und Unionsrecht in allen Kernbereichen der Kompetenzstruktur vor, dass  
die Befugnisse der Europäischen Gemeinschaften – sowie der 1993 hinzu-
getretenen Europäischen  Union – im Rat und vor allem im Europäischen 
Rat, der sich aus den Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten zu-
sammensetzt, nur im Konsens der Mitgliedstaaten, d.h. auf Grund einstim-
miger Beschlussfassung wahrgenommen werden können.
7 
Der Vertrag von Maastricht von 1993 hat die Grundstruktur der nunmehr 
Europäische Gemeinschaft genannten Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft ungeachtet ihrer „Aufstockung“ zu einer „Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion“ sowie ihrer Einbindung in die neu geschaffene Europäische 
Union als deren sog. erster Pfeiler nicht verändert. Zur Gestaltung der als 
zweiter bzw. dritter sog. Pfeiler der Europäischen Union zugewiesenen 
Aufgaben der „Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik“ und „Zusam-
menarbeit der Mitgliedstaaten im Bereich der Innen- und Justizpolitik“ 
wurde nicht das „Gemeinschaftssystem“, d.h. das relativ kommunitäre 
Kompetenz- und Beschlussfassungssystem des Vertrages von Rom - nicht 
einmal unter rückbildenden Änderungen und Einschränkungen - vorgese-
hen. Die beiden neuen Aufgabenbereiche blieben - quasi im „Vorzimmer“ 
des Gemeinschaftssystems, wenn auch einordnungsfähig und zur eventuel-
len späteren Einordnung in das Gemeinschaftssystem vorgesehen - der zwi-
 
7   Hierzu Martin Seidel, „Die Einstimmigkeit im EU-Rat – eine leidige, aber nicht 
dispensable Regel“ in EuZW, Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht, 3/2000, 
S. 1.. ders. „Between Unanimity and Majority: Towards New Rules of Decision-
Making“ in Norbert Siebert (Hrsg.) „Quo vadis Europe?, Tübingen, 1997, S. 47 ff. 
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schenstaatlichen Kooperation nach Maßgabe der Grundsätze völkerrechtli-
cher Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten vorbehalten.
8  
Die Übertragung der Währungspolitik auf die Europäische Gemeinschaft 
hat zu einer gewissen inneren Neustrukturierung des Kompetenz- und Ent-
scheidungssystem des Vertrages von Rom insofern geführt, als zur Wahr-
nehmung der Geldpolitik (innere Währungspolitik) aus Gründen der 
Sicherung der Weisungsunabhängigkeit ein „Europäisches System der 
Zentralbanken“ (ESZB) geschaffen wurde, das sich als eine zwischenstaat-
liche, aber der Europäischen Gemeinschaft quasi als dessen Organ zu-
geordnete Einrichtung aus den zu diesem Zweck bis zu einem gewissen 
Grad verselbständigten nationalen Zentralbanken und einer als deren Toch-
terinstitut neu geschaffenen Europäischen Zentralbank zusammensetzt. 
Dessen primäres Organ, der „Governing Council“, gestaltet – rechtlich 
durch Mehrheitsentscheidungen – die Geldpolitik, während die Wechsel-
kurspolitik (äußere Währungspolitik) dem Rat der Europäischen Gemein-
schaft vorbehalten ist. 
9 
 
8    Hierzu Martin Seidel, „Zur Verfassung der Europäischen Gemeinschaft nach 
Maastricht“ in Athens University of Economics and Business, (Hrsg.) Volume in 
honour of Professor Demosthenes Krimbas, Athen, 1997, S.195. 
9   Zur organisatorischen Struktur der Währungsunion im einzelnen Zur Wirtschafts- 
und Währungsunion siehe Martin Seidel, Zur organisatorischen Struktur der Wäh-
rungsunion im einzelnen Martin Seidel, „Constitutional Aspects of the Economic 
and Monetary Union“ in Francys Snyder (Hrsg.) „Constitutional Dimensions of the 
European Economic Integration“, The Hague, London, Boston, 1996, S. 43 ff., ders. 
„Die Verfassung der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion als 
Wirtschaftsunion“ in  W. Nölling/ K. A. Schachtschneider/ J. Starbatty  (Hrsg.) 
„Währungsunion und Weltwirtschaft“ Festschrift für Wilhelm Hankel, Stuttgart, 
1999, S. 165 ff., ders. „Rechtliche Aspekte der Entscheidungsverfahren in der 
WWU“ in R. Caesar / H.-E. Scharrer (Hrsg.) „Die Europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion – Regionale und globale Herausforderungen“  Europäische 
Schriften des Instituts für Europäische Politik Bd. 76 S. Bonn, 1998, 373 ff.. ders. 
„Die Wirtschafts- und Währungsunion im rechtlichen und politischen Gefüge der 
Europäischen Union“ in Rolf Caesar/Hans-Eckart Scharrer (Hrsg.) „Ökonomische 
und politische Dimensionen der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion“. 
Baden-Baden, 1999, S. 215 – 253., ders. „European Economic and Monetary Union 
– Constitutional and Legal Aspects“, in Peter-Christian Müller-Graff / Erling Selvig 
(Hrsg./Editor) Skriftserie for Tysk-Norsk Rett / Deutsch-Norwegisches Forum des 
Rechts / German-Norwegian Law Forum, Band 3, Berlin, 2001., ders. „The Consti-
tutional Framework of the Economic and Monetary Union as an Economic Union“ Optionen für die Europäische Integration 
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Das Kompetenz- und Entscheidungssystem der alten Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG, EGKS, EAG) war für eine Sechser-
Gemeinschaft konzipiert und für diese maßgeschneidert zugeschnitten. Es 
reichte auch nach den Erweiterungen der Europäischen Gemeinschaft um 
das Vereinigte Königsreich von Großbritannien und Nordirland, Dänemark 
und Irland (1973), um Griechenland (1991), um Spanien und Portugal 
(1986) und um Schweden, Finnland und Österreich (1995) im großen und 
ganzen aus, um der Europäischen Gemeinschaft die Wahrnehmung ihrer 
beiden Aufgaben, nämlich der Errichtung eines Gemeinsamen Marktes, d. 
h. der Verwirklichung der sog. vier Grundfreiheiten, der Errichtung einer 
Zollunion, der Einführung einer gemeinsamen Handelspolitik und der Ge-
staltung einer Wettbewerbsaufsicht sowie die Wahrnehmung ihrer zweiten 
Hauptaufgabe, d. h. der Koordinierung der Wirtschaftspolitik der Mitglied-
staaten, einschließlich der Währungspolitik, der mittelfristigen Wirt-
schaftspolitik und der wirtschaftlichen Infrastrukturpolitik, dazu 
verschiedener Bereiche der Gesellschaftspolitik, sowie letztlich auch die 
Wahrnehmung aller ihr inzwischen überantworteten Nebenaufgaben 
(Schutz der Umwelt etc.) zu ermöglichen. 
Die ursprüngliche Konzeption der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
sah indes mit Ausnahme des sog. Sozialfonds - der Maßnahmen der Ar-
beitsmarktpolitik der Mitgliedstaten, namentlich Italiens anteilig finanzie-
 
in Paulo de Pitta e Cunha / Manuel Porto (Hrsg.) „O Euro e o Mundo“, Coimbra 
(Portugal), 2002, S. 121 ff., „The Decision-Making Procedures in EMU: Legal As-
pects“ in Rolf. Caesar / Hans-Eckart Scharrer (Hrsg.) „European Economic and 
Monetary Union: Regional and Global Challenges, Baden-Baden. 2001, S. 383 ff., 
ders. „Die Weisungs- und Herrschaftsmacht der Europäischen Zentralbank im Sys-
tem der  Europäischen Zentralbanken – eine rechtliche Analyse“ in Zentrum für Eu-
ropäische Integrationsforschung an der Universität Bonn (ZEI), Policy  Paper B 11 
2003., ders. „Die Weisungs- und Herrschaftsmacht der Europäischen Zentralbank 
im System der  Europäischen Zentralbanken – eine rechtliche Analyse“ in Wilhelm 
Hankel / Karl Albrecht Schachtschneider / Joachim Starbatty  (Hrsg.) „Der Ökonom 
als Politiker – Europa, Geld und die soziale Frage“ Festschrift für Wilhelm Nölling, 
Stuttgart, 2003 S. 482 ff,., ders. „Währungspolitik als Sozialpolitik“ in Gil C. Rod-
riges Iglesias / Stefan Kadelbach /Charlotte Gaitanides (Hrsg.) „Europa und seine 
Verfassung“, Festschrift für Manfred Zuleeg zum 70. Geburtstag, Baden-Baden, 
2005, S. 505 ff.  
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ren sollte - keinen Finanzausgleich und Ressourcentransfer zwischen den 
Mitgliedstaaten vor. Der Europäischen Gemeinschaft wurde daher, da nach 
den späteren Erweiterungen angesichts des ständig größer werdenden zwi-
schenstaatlichen wirtschaftlichen Gefälles die beiden ursprünglichen Auf-
gaben, namentlich der Gemeinsame Markt, einen angemessenen 
wirtschaftlichen Ausgleich zwischen den Mitgliedstaaten nicht mehr ge-
währleisten konnten, schrittweise als neue Aufgabe durch die Aufstockung 
des Sozialfonds, die Einrichtung eines Regionalfonds, die Einbindung des 
Agrarstrukturfonds und die Einrichtung einer sog. Fischereifazilität 
10 so-
wie letztlich mit dem Vertrag von Maastricht - um einer bestimmten Grup-
pe von Mitgliedstaaten den Beitritt zu der neuen Wirtschafts- und 
Währungsunion zu erleichtern - durch Errichtung eines sog. Kohäsions-
fonds als weitere Aufgabe die Gestaltung einer Politik des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts übertragen, die sich aber problemlos in das 
organisatorische Gefüge der Europäischen Gemeinschaft einbinden ließ. 
Die „Finalität“ des Integrationsprozesses, dargestellt durch den Organisati-
onsstatus der Europäischen Gemeinschaft reichte für die Neugestaltung der 
Kompetenzen und den Zuwachs an Mitgliedstaaten aus. 
Zeitgleich mit der zunehmenden Aufstockung der Finanzmittel für die 
Strukturpolitik der Europäischen Gemeinschaft mutierte die 1965 einge-
führte Gemeinsame Agrarpolitik - die ursprünglich vier weitere Zielsetzun-
gen kannte - zu einer reinen Einkommenspolitik für die Landwirtschaft. 
Die Einkommenspolitik ist nach dem Strukturmodell der Wirtschafts- und 
Währungsunion als Teil der Wirtschaftspolitik ein Zuständigkeits- und 
Verantwortungsbereich der Mitgliedstaaten. Der Haushalt der Europä-
ischen Gemeinschaften, der von Anfang an „agrarlastig“ war, mutierte zu 
einem Instrument der Einkommenssicherung für die Landwirtschaft und 
geriet zunehmend in Kritik.
11  
 
10 Die Fischereifazilität ist ein Strukturfonds für die Fischerei und entspricht dem Ag-
rarstrukturfonds. Ihre Einrichtung war erforderlich, weil, die Fischerei begrifflich 
nicht der Landwirtschaft zuzurechnen ist.  
11  Hierzu Martin Seidel. „Rückführung der Landwirtschaftspolitik in die Verantwor-
tung der Mitgliedstaaten ? – Rechts- und Verfassungsfragen des Gemeinschafts-
rechts“ in AGRARRECHT, Zeitschrift für das gesamte Recht der Landwirtschaft, 
der Agrarmärkte und des ländlichen Raumes, Heft 12/2000, S. 381 ff. Optionen für die Europäische Integration 
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Das Kompetenz- und Entscheidungssystem des Vertrages von Rom bedurf-
te als solches letztlich auch mit der Aufnahme der acht Staaten Mittel- und 
Osteuropas sowie Zyperns und Maltas (2004) sowie Bulgariens und Rumä-
niens (2007) zwar der Anpassung, aber zunächst keiner wesentlichen struk-
turellen Veränderung. Einer grundlegenden Reform - auf der 
Regierungskonferenz von Nizza, die der Vorbereitung der bevorstehenden 
größeren Erweiterung der Europäischen Union diente - bedurften allenfalls 
die Agrarpolitik und die Strukturpolitik. Die Agrarpolitik war reformbe-
dürftig geworden, weil sie als inzwischen reine Einkommenspolitik für die 
Landwirtschaft sowohl innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten als auch 
zwischen diesen zu einer Einkommensstruktur geführt hat, die nicht durch 
eine Begünstigung der weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten gekenn-
zeichnet war. Im Rahmen der erweiterten Europäischen Union war sie ohne 
eine grundlegende Umgestaltung nicht mehr vertretbar. Die Strukturpolitik 
der Europäischen Gemeinschaft war aus vergleichbaren Gründen reform-
bedürftig. Sie stellt keine eigenständige Wirtschafts- und Sozialpolitik der 
Europäischen Gemeinschaft dar, sondern begleitet durch Mitfinanzierung 
mitgliedsstaatlicher Maßnahmen durch ihre miteinander verbundenen vier 
Fonds die Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und führt zu keinem Res-
sourcentransfer, der sich nach dem sog. Nettofondsprinzip im Wesentlichen 
zwischen den wohlhabenderen und den weniger wohlhabenden Mitglied-
staaten vollzieht und die neuen Mitgliedstaaten, die vielfach ihren Eigenan-
teil nicht aufbringen können, vorrangig begünstigt. Die Aufnahme der 
Staaten Mittel-, Ost- und Nordosteuropas war keine den früheren Erweite-
rungen entsprechende „klassische“ Erweiterung der Europäischen Union. 
Es ging vorrangig darum, den politischen Neuordnungsprozess Europas als 
bewährte Friedensordnung der freien Länder auf jene Länder Europas zu 
erstrecken, denen die Mitwirkung und Teilhabe an der Entfaltung der Eini-
gung Europas über Jahrzehnte hindurch versagt war. Die Erweiterung war 
aus politischen Gründen ungeachtet aller wirtschaftlichen und politischen 
Probleme, mit denen die Einigung mit diesem Teil Europas von Anfang an 
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vorhersehbar belastet war, unabweislich.
12 Die einzige Frage, die sich vor 
den Beitrittsverhandlungen gestellt hat, ging dahin, ob die Kompetenz- und 
Verfassungsstruktur der Europäische Union, ohne dass sie selbst angepasst 
und reformiert werden muss, zur Reform der Struktur- und Agrarmarktpoli-
tik sowie zur Gestaltung einiger der Europäischen Union zugewachsenen 
neuen Aufgaben ausreicht.  
Im Zusammenhang mit den ausgebliebenen Reformen der Politik der Euro-
päischen Gemeinschaft stellt sich seit längerer Zeit, verstärkt nach der Er-
weiterung der Europäischen Union der Jahre 2004 und 2007 die Frage, ob 
das Beschlussverfahren des Rates, soweit es die Einstimmigkeit, aber auch 
soweit es die qualifizierte Mehrheit vorsieht, die Handlungsfähigkeit der 
Europäischen Union in einer Weise lähmt, dass die Union ihren Aufgaben 
nicht mehr gerecht werden kann. 
IV. Zur Handlungsfähigkeit der Europäischen Union 
Die Frage nach der Handlungsfähigkeit, die mit dem Entscheidungsverfah-
ren des Rates, insbesondere mit dem nach wie vor vorherrschenden Ein-
stimmigkeitsprinzip bei der Beschlussfassung im Rat verbunden ist, stellt 
sich seit jeher vornehmlich in denjenigen Bereichen von Zuständigkeiten, 
in denen die Europäische Union nach außen hin als internationaler Akteur 
auftritt. Das Konsens- und Einstimmigkeitsprinzip, das faktisch die Be-
schlussfassung unter den Mitgliedstaaten im Rat beherrscht und vor allem 
jegliche Beschlussfassung im Europäischen Rat als dem impulsgebenden 
und leitenden Organ der Europäischen Union bestimmt, erschwert seit An-
beginn des Integrationsprozesses der Europäischen Union in nahezu allen 
 
12  Die Meinungen in der Bevölkerung mögen durch Sorgen um den Erhalt des erreich-
ten Integrationsstandes und durch Ängste der Bedrohung ihrer wirtschaftlichen 
Grundlagen, namentlich ihrer Arbeitsplätze und ihres Wohlstandes, bestimmt sein. 
Wäre die Europäische Union auf die Länder Mittel und Osteuropas - sowie in abse-
hbarer Zeit auch Südosteuropas – sowohl als Friedensordnung als auch als System 
des Beistands auf dem schwierigem Weg dieser Länder zu neuem Selbstbewusst-
sein, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Marktwirtschaft nicht erstreckt worden, 
hätten in den Ländern politische Entwicklungen eintreten können, die zu weitaus 
größere Besorgnissen und Ängsten hätten Anlass gegeben können. 
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Bereichen, in denen die Belange und die Politik der Mitgliedstaaten koor-
diniert und gebündelt international zur Geltung gebracht werden müssen, 
einen ausreichend wirkungsvollen Auftritt und die gleichberechtigte Mit-
wirkung auf der internationalen Bühne. Die Europäische Union ist als Han-
dels- und Wirtschaftsmacht nicht gleichermaßen wie vergleichbar 
großmächtige internationale Akteure in der Lage, die Welthandels- und 
Weltwirtschaftsordnung, insbesondere die Weltfinanz- und Weltwährungs-
ordnung mit zu gestalten. Ihr interner Meinungsbildungsprozess vollzieht 
sich im Rahmen eines aufwendigen Abstimmungs- und Koordinierungs-
prozesses, der fast ausnahmslos in allen maßgeblichen Bereichen nur ein-
stimmige Beschlüsse unter den Mitgliedstaaten zulässt. Der Vertrag von 
Rom sah mit Artikel 116 immerhin für die Aufnahme von Beziehungen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu internationalen Organisationen   
ein internes Abstimmungsverfahren vor, das auf Grund von Vorschlägen 
der Kommission, also unter deren Mitwirkung in dem Verfahren Entschei-
dungen des Rates über einen gemeinsam einzunehmenden Standpunkt in 
einem kleinen Bereich internationaler Auftritte der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft auf Grund von mit qualifizierter Mehrheit getroffener 
Entscheidungen des Rates ermöglichte. Diese Verfahrensvorschrift, die auf 
andere Bereiche äußeren Handelns hätte erstreckt werden können, wurde 
auf der Konferenz von Maastricht kommentarlos gestrichen.  
Die Europäische Union ist auf weltweiter Ebene nicht nur als großer Han-
delspartner ein aktiver und verantwortlicher Teilnehmer an der Welthan-
dels- und Weltwirtschaftsordnung, sondern vor allem auch ein ebenso 
verantwortlicher Teilnehmer und Mitgestalter der Weltfriedensordnung.   
Sie nimmt an der Gestaltung und Inanspruchnahme aller „world public 
goods“ und „world wide responsibilities“ teil und vermag dieser Aufgabe 
nur bei ausreichender Handlungsfähigkeit zu entsprechen. Das Erfordernis 
der Einstimmigkeit bei der internen Beschlussfassung, möglicherweise aber 
auch schon der Zwang zur Meinungsbildung nach dem Verfahren der Ab-
stimmung unter den Mitgliedstaaten im Rat mit qualifizierter t oder einfa-
chen Mehrheit erschwert die Wahrnehmung der Aufgaben, die sich der 
Europäischen Union in zunehmendem Maße international stellen. Die 
„Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik“ ist ein sichtbarer Bereich, in Martin Seidel 
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dem unterschiedliche politische Vorstellungen der Mitgliedstaaten jegli-
chen Konsens verhindern und darüber hinaus widerstreitende nationale au-
ßenpolitische Aktionen und Aktivitäten der Mitgliedstaaten den inneren 
Zusammenhalt der Europäischen Union gefährden können. Die Erschlie-
ßung der natürlichen Ressourcen der Erde und deren Schutz sowie die Nut-
zung des Weltalls sind Aufgaben, die als gebündelte Belange der 
Mitgliedstaaten nur von der Europäischen Union als solcher entsprechend 
ihrem wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Gewicht in Konkurrenz 
und auf Augenhöhe mit anderen Teilnehmern an der Ausgestaltung der 
Weltordnung wirksam wahrgenommen werden können. 
Die äußeren Handlungsbereiche stehen mit den inneren Handlungsfeldern 
der Europäischen Union, beispielsweise im Bereich der gemeinsamen   
Energiepolitik mit ihren Zielsetzungen der Versorgungssicherheit und 
preiswerten Energieversorgung
13 in einem inneren Zusammenhang. Die 
unzureichende „Befähigung der Europäischen Union zur Selbstbehauptung 
nach außen“ hat nicht nur im Bereich der gemeinsamen Energiepolitik   
lähmende Rückwirkungen auf den inneren Integrationsprozess der Europä-
ischen Union, selbst der Gemeinsame Markt und die Wirtschafts- und 
Währungsunion sind hiervon nicht ausgenommen.  
Zweifelhaft ist, ob zur Herstellung ausreichender Handlungsfähigkeit der 
Europäischen Union nach außen, aber auch nach innen, das für hinderlich 
erachtete Prinzip der Einstimmigkeit zu Gunsten von Mehrheitsentschei-
dungen aufgegeben werden kann. Ebenso zweifelhaft ist aber auch die bis-
lang nicht gleichermaßen häufig gestellte, aber ebenso bedeutsame Frage, 
 
13   Die Energiepolitik ist ein Handlungsbereich der Europäischen Gemeinschaft, in 
dem die Europäische Union kaum  handlungsfähig ist. Eine gegenüber Drittstaaten 
gemeinsame Energiepolitik der Mitgliedstaaten setzt eine zentrale Handlungsfähig-
keit voraus, die eine konföderierte Struktur, wie sie die Europäische Union kenn-
zeichnet, nicht gewährleistet. Die innergemeinschaftliche Handlungsfähigkeit 
ihrerseits ist infolge des Einstimmigkeitsprinzips bei der Gestaltung eines ge-
meinsamen Umweltschutzrechts und der im Vertrag verankerten nunmehr Art. III 
256 EVV, gleichlautend der entsprechenden Artikel des Reformvertrages, demzu-
folge die Bedingungen der Nutzung der nationalen Energieressoucen, die Wahl der 
verschiedenen Energiequellen und die allgemeine Struktur der Versorgungssicher-
heit als ihr „Recht“ den Mitgliedstaaten vorbehalten bleibt. 
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ob die Einführung eines generellen Verfahrens der Beschlussfassung mit 
qualifizierter Mehrheit ausreichen würde, um in ausreichendem Ausmaß 
Handlungsfähigkeit der Europäischen Union zur verantwortlichen und 
gleichberechtigten Teilhabe an „world public goods“ und zur Wahrneh-
mung aller ihr obliegenden „world wide responsibilities“ zu gewährleisten. 
Der gescheiterte Verfassungsvertrag und der ihn ablösende Vertrag von 
Lissabon (2007) setzen beträchtliche Erwartungen auf den weiteren Über-
gang zu Mehrheitsentscheidungen im Rat sowie auf eine weitere Beteili-
gung des Europäischen Parlaments in dem Beschlussverfahren, die 
hoffentlich nicht enttäuscht werden.  
V. Die Einstimmigkeit als wesentliches Verfassungs- 
und Gestaltungsprinzip der Europäischen Union als 
Konföderation  
Die Einstimmigkeit bei der Beschlussfassung ist das normale Verfahren der 
Abstimmung in einer Staatengemeinschaft. In der Europäischen Union, die 
sich als eine Staatengemeinschaft mit supranationaler Ausprägung darstellt, 
ist ungeachtet anderer häufig zu hörender Sichtweisen selbst nach dem ge-
scheiterten Verfassungsvertrag und dem Reformvertrag nicht die Mehr-
heitsentscheidung, sondern nach wie vor die Einstimmigkeit bei der 
Beschlussfassung die grundlegende Regel. Das Völkerrecht kennt die Re-
gel, dass Entscheidungen zwar mit Mehrheit getroffen werden können, die 
überstimmten Staaten aber von den Wirkungen der Entscheidungen ausge-
nommen werden. Das europäische Gemeinschafts- und Unionsrecht sieht 
jedoch – mit Ausnahmen im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik – dieses Verfahrensprinzip nicht vor Es widerspricht insbe-
sondere im Bereich der Europäischen Gemeinschaft der einheitlichen 
Geltung des Gemeinschaftsrechts und ist daher allenfalls für Ausnahmebe-
reiche des Zusammenwirkens der Mitgliedstaaten vorstellbar. 
Da die Einstimmigkeit im Rat gilt seit jeher als das - angebliche - Integrati-
onshemmnis par excellence gilt, wird traditionell von Regierungskonferenz 
zu Regierungskonferenz aus Gründen der Verbesserung de Handlungsfä-
higkeit der Europäischen Union und ihrer verstärkten demokratischen Legi-Martin Seidel 
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timation der weitere Übergang zur Mehrheitsentscheidung gefordert und 
auch in begrenztem Ausmaß regelmäßig erreicht. Es sollte aber zu beden-
ken geben, dass selbst nach dem gescheiterten Verfassungsvertrag und 
nunmehr auch nach dem Reformvertrag der weitere Übergang zur Mehr-
heitsentscheidungen - nunmehr Beschlussfassung im Rat mit sog. doppelter 
Mehrheit – eher als bescheiden anzusehen ist.  
Die Mehrheitsentscheidung leitet ihre Rechtfertigung und Akzeptanz dar-
aus her, dass die Belange, die sich in Mehrheiten und Minderheiten wider-
spiegeln, grundsätzlich veränderbar sind. Voraussetzung der 
Mehrheitsentscheidung ist, dass sie beeinflusst werden kann und getroffe-
nen Entscheidungen revidiert werden können. Bei unveränderlichen Inter-
essenstrukturen stößt die Mehrheitsentscheidung auf Grenzen der 
Akzeptanz und Legitimation. In diesen Fällen ist der notwendige verfas-
sungsrechtliche Konsens, dass über die Ausübung einer Hoheitsbefugnis 
mehrheitlich verfügt werden kann, zumeist nicht erreichbar. Selbst in Staa-
ten mit einer integrierten Gesellschaft tritt in diesen Fällen die Konkor-
danzdemokratie an die Stelle der Konkurrenzdemokratie.  
In den meisten Bereichen, für die in der Europäischen Union zurzeit noch 
die Einstimmigkeit gilt, ist die Struktur der Interessen der Mitgliedstaaten 
im Wesentlichen unveränderlich. Das gilt für den Finanz- und  Ressourcen-
transfer von den wohlhabenderen auf die weniger wohlhabenden Mitglied-
staaten, wegen des Umweltschutzgefälles innerhalb der Europäischen 
Union für weite Bereiche des Umweltschutzes, aus gesellschafts- und wirt-
schaftspolitischen Gründen sowie aus Gründen der Finanzierung der natio-
nalen Haushalte für den Bereich der Steuern, für die finanzielle Beteiligung 
der Europäischen Union am innerstaatlichen Einkommenstransfer, für den 
Bereich der Rechte und Interessen der Arbeitnehmer, für weite Bereiche 
der Außen-, der Sicherheits- und der Verteidigungspolitik und nicht zuletzt 
für die Übertragung weiterer Souveränitätsrechte auf die Europäische Uni-
on. In den Bereichen, in denen derzeit noch die Einstimmigkeit gilt, dürfte 
aufgrund kaum veränderbarer Interessenstrukturen noch auf längere Zeit 
von festen Länderkoalitionen auszugehen sein. Die Voraussetzung für die 
Abkehr vom Konsensprinzip und zu einem allgemeinen Übergang zur 
Mehrheitsentscheidung ist nicht gegeben. Hieraus folgt, dass noch für län-Optionen für die Europäische Integration 
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gere Zeit das Konsensprinzip bei der Beschlussfassung im Rat vorherr-
schen und die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union nach innen und 
nach außen vermutlich wesentlich größeren Belastungen als in der Vergan-
genheit ausgesetzt sein wird.
14  
 
14  Das Einstimmigkeitsprinzip kann durchaus vorteilhaft in dem Sinn wirken, dass es 
integrationspolitisch unerfreuliche Diskurse zwischen den Mitgliedstaaten verhin-
dert. Nach den auf der Konferenz von Maastricht verabschiedeten Regelungen über 
die Währungsunion kann der Gouverneursrat als Organ des „Europäischen Systems 
der Zentralbanken“, dem die Geldpolitik für die Europäische Gemeinschaft über-
antwortet ist, in Sachen Zinspolitik mit einfacher Mehrheit entscheiden. Dem 
Vernehmen nach sind indes bislang alle zinspolitischen Beschlüsse nicht mit 
Mehrheit, sondern einstimmig im Konsens gefasst worden. Die derzeit 21 Mit-
glieder des Gouverneursrat, der in der Zusammensetzung der 6 Mitglieder des Di-
rektoriums der Europäischen Zentralbank und der 15 Präsidenten bzw. 
Gouverneuren der an der Währungsunion teilnehmenden nationalen Zentralbanken 
zusammensetzt, scheinen sich bewusst zu sein, dass im Konsens getroffene 
Beschlüsse tragfähiger als Mehrheitsentscheidungen sind. Der Verfassungsvertrag 
und ihm folgend der Reformvertrag sehen zwar für Entscheidungen des Rates for-
mal als „Regelverfahren“ – mit nicht unbeträchtlichen Ausnahmen zu Gunsten der 
Einstimmigkeit -  die Abstimmung mit sog. doppelter Mehrheit vor, beide indes 
einen gewissen Schutz der Interessen der von einer Abstimmung bedrohten 
Minderheit. Nach Maßgabe der sog Johannina-Formel von 1994 muss die Abstim-
mung aufgeschoben werden, wenn eine relevante Minderheit der von der Abstim-
mung bedrohten Mitgliedstaaten, die genau fixiert ist, dies geltend macht. Die 
Regelung des Europäischen Beschlusses geht zwar von einem eingeschränkten 
Konsensprinzip aus, in ihrer praktischen Anwendung dürfte es aber wahrscheinlich 
nicht dazu kommen, dass nach dem Einspruch der betreffenden Mehrheit der 
bedrohten Minderheit bei der endgültigen Beschlussfassung des Rates die Belange 
und Interessen des von der Regelung nicht mitbedachten Mitgliedstaates unberück-
sichtigt bleiben. Pate und Vorbild der Regelung ist der Luxemburger Beschluss von 
1966, mit dem seinerzeit im Interesse Frankreichs eine Krise der europäischen Inte-
gration beigelegt wurde und ein später getroffener ebenso wie der Luxemburger 
Beschluss, der jedem von der Überstimmung bedrohten Mitgliedstaat – bei Gel-
tendmachung eines vitalen Interesses – ein Vetorecht zubilligt und das Konsen-
sprinzip voll wahrt. 
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VI. Zum Erfordernis einer neuen Organisationsstruktur 
der Europäischen Union und damit einer neuen Finali-
tät des Integrationsprozesses  
Zur Herstellung einer ausreichenden Handlungsfähigkeit der Europäischen 
Union im Sinne der vorstehenden Ausführungen dürfte ein allumfassender 
Übergang zu Mehrheitsentscheidungen im Rat, selbst wenn dieser erreich-
bar sein sollte, kaum ausreichen. Ein internes Verfahren, das nach wie vor 
die Abklärung sowie den Ausgleich der Interessen und Vorstellungen einer 
jeweils veränderlichen  Mehrheit der Mitgliedstaaten erfordert, dürfte nicht 
weniger schwerfällig als das Erfordernis der Einstimmigkeit unter ihnen 
sein, um der Europäische Union die Möglichkeit zu eröffnen, vergleichbar 
anderen internationalen Akteuren auf der internationalen Bühne mit ihren 
Erfordernissen der Flexibilität mitzuwirken. Das derzeitige Kompetenz- 
und Entscheidungssystem der Europäischen Union dürfte selbst  bei einer 
noch soweit reichenden Erleichterung des Beschlussverfahrens im Rat und 
im Europäischen Rat die Europäischen Union nicht in die Lage versetzen, 
ihre Aufgaben im Rahmen der Weltfriedensordnung, der Welthandels- und 
Weltwirtschaftsordnung, insbesondere der Weltfinanz- und Währungsord-
nung als aktives Mitglied der Weltgemeinschaft im Interesse der gebündel-
ten Belange der Mitgliedstaaten wahrzunehmen. Selbst bei einem weiteren 
Ausbau der supranationalen Ausprägungen der Europäischen Union bliebe 
insbesondere in dem heiklen Bereich der gemeinsamen Außen-, Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik die staatenbündische Struktur der Europä-
ischen Union ein Hindernis, das der Europäischen Union die 
gleichberechtigte Mitwirkung in allen internationalen Fragen, insbesondere 
bei der Gestaltung von Frieden auf der Welt, der Sicherung der Umwelt, 
der Schonung der natürlichen Ressourcen sowie der Gestaltung anderer 
„global public goods“ erschweren, wenn nicht sogar unmöglich machen 
würde. Die sog. „internationale Behauptung“ der Europäischen Union, vor-
nehmlich im Bereich einer einheitlichen Außen-, Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik für alle Mitgliedstaaten erfordert eine grundlegend andere 
organisatorische Struktur der Europäischen Union, und zwar nunmehr als 
neue „Finalität“ des Integrationsprozesses die Umwandlung der staaten-Optionen für die Europäische Integration 
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bündischen in eine bundesstaatliche Struktur, d. h. den Übergang von ei-
nem Staatenbund in einen Bundesstaat. Sicher sind Zweifel gerechtfertigt, 
ob die Zeit für eine Umstrukturierung der Europäischen von einer Konfö-
deration zu einer Föderation reif und die für die Umwandlung der Europä-
ischen Union von einem Staatenbund - mit einer Vorherrschaft der 
Mitgliedstaaten - zu einem Bundesstaat - mit einer Vorherrschaft der zent-
ralen Organe und einer „Degradation“ der „Mitgliedstaaten“ zu „Gliedstaa-
ten“ - erforderliche Bereitschaft der nationalen Regierungen, Parlamente 
und Bevölkerung vorhanden ist. Das der Europäischen Union inzwischen 
zugewiesene weltweite Engagement, das sich bei ihrer Mitgestaltung der 
Weltfriedensordnung, der Weltwirtschaftsordnung sowie der anderen inter-
nationalen Aufgaben und Herausforderungen mit einer größer gewordenen 
Zahl anderer mächtiger Teilnehmer messen lassen muss, erfordert es, dass 
nicht jeder Schritt zuvor unter 27 und mehr nationalen Regierungen -  unter 
Einschaltung der nationalen Parlamente - abgestimmt werden muss, dass 
vielmehr wie auch immer strukturierte zentrale Organe der Europäischen 
Union, die sich die ausreichende demokratische Legitimation ausweisen 
können, die Verantwortung für die Politik und Rechtsgestaltung der Euro-
päischen Union übernehmen. 
VII. Umwandlung der Europäischen Union in einen 
Bundesstaat – United Europe“ 
Die Umwandlung der Europäischen Union in einen Bundesstaat ist derzeit 
kein Thema, das den Verfassungsgeber der Europäischen Union beschäf-
tigt. Die Verträge von Luxemburg, Maastricht, Amsterdam und Nizza so-
wie der gescheiterte Verfassungsvertrag und der zur Ratifikation 
anstehende Reformvertrag lassen nicht die geringsten Zweifel aufkommen, 
dass nach den Vorstellungen des europäischen Verfassungsgebers der Staa-
tenbund auf Dauer die Organisationsform der Europäischen Union bzw. der 
Europäischen Gemeinschaft bleiben soll. Keinem Mitgliedstaat schwebt 
zumindest derzeit ernsthaft die Umstrukturierung der Europäischen Union 
von einem Staatenbund in einen Bundesstaat, sei es auch nur in einen par-
tiellen Bundesstaat, als Perspektive vor. Nicht „United Europe“, sondern Martin Seidel 
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„United Nations of Europe“ ist als Zielvorstellung der Vergangenheit zu-
mindest für die nahe Zukunft für alle Mitgliedstaten, vor allem auch und 
sogar verstärkt für die neuen Mitgliedstaaten die „Finalität“ des Integrati-
onsprozesses. 
Ohne einen Übergang zumindest zu einem partiellen Bundesstaat werden 
indes alle weiteren „verfassungsinternen“ Reformschritte, mögen auch die 
Regierungskonferenzen noch zahlreicher werden, die Handlungsfähigkeit 
der Europäischen Union nach innen und außen nicht stärken. Bereits die 
angestrebte Einrichtung einer integrierten Grenzaufsicht der Europäischen 
Union und die Ausstattung von Europol mit echten polizeilichen Befugnis-
sen erfordern den partiellen Bundesstaat. Die mit Eingriffsbefugnissen ver-
bundene Tätigkeit beider Behörden der Europäischen Union kann nicht 
über 27 nationale Parlamente legitimiert und kontrolliert werden. Eine in-
tegrierte polizeiliche Ordnungsmacht erfordert eine gestuften eigenen Be-
hördenaufbau der Europäischen Union, eine einheitliche integrierte 
Ausbildung der „Ordnungshüter“ der Europäischen Union in Fachschulen 
und berufliche Bildungsstätten und vor allem eine parlamentarisch verant-
wortliche zentrale Verwaltungsspitze bzw. Regierung. Als Staatengemein-
schaft, die die Europäische Union ungeachtet ihrer supranationalen 
Ausprägungen im Kern darstellt, können der Europäischen Union nur in 
begrenztem Umfang staatliche Kernaufgaben überantwortet werden. Jeder 
weiterreichender Souveränitätstransfer, den die Ausstattung der Europä-
ischen Union mit – echten - polizeilichen Befugnissen gegenüber den Uni-
onsbürgern voraussetzt, setzt deren Umwandlung zumindest in einen 
partiellen Bundesstaat, der im Bereich seiner Zuständigkeit den Anforde-
rungen von Demokratie, Rechtstaatlichkeit und Gewaltenteilung zu ent-
sprechen hat, unerlässlich voraus. Die Umwandlung der Europäischen 
Union in einen Bundesstaat wäre auch die Vorbedingung für eine – in 
jüngster Zeit verstärkt als notwendig beschworene - integrierte Sozialpoli-
tik der Europäischen Union mit einem einheitlichen Sozialmodell und einer 
einheitlichen Sozialverfassung. Gleiches würde für eine integrierte Wirt-
schaftspolitik anstelle der derzeit bestehenden nationalen Verantwortung 
für die Wirtschaftspolitik, ebenso für die nach wie vor in nationaler Ver-
antwortung stehende Beschäftigungspolitik, für die Bildungspolitik sowie Optionen für die Europäische Integration 
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für andere Bereiche der Gesellschaftspolitik gelten. Die Diskussion über 
den Ausbau der Aufgaben und  Kompetenzen der Europäischen Union in 
diesen Bereichen der Politik wäre verfehlt, wenn nicht zugleich ihr Ausbau 
zu einer echten – partiellen - Föderation mitgedacht wird. Die Umvertei-
lung von Einkommen sowohl innerhalb der Mitgliedstaaten als auch zwi-
schen den Mitgliedstaaten zur Verringerung gesellschaftlicher und sozialer 
Ungleichheiten erfordert bundesstaatlich strukturierte Kompetenzen, eine 
zentrale Steuerhoheit, die nur einem Bundesstaat Europa überantwortet 
werden kann, und einen dominanten Haushalt der Europäischen Union, 
über den ebenfalls nur eine bundesstaatlich strukturierte Europäische Union 
verfügen könnte. Voraussetzung für jegliches Wirken der Europäischen 
Union als – partieller – Bundesstaat, der die vorstehend umschriebenen 
Aufgaben übernehmen soll, ist letztlich neben große Solidarität der Bevöl-
kerung, dass die derzeit das politische Leben in der Europäischen Union 
bestimmende nationale Loyalität hinter einer übergeordneten neuen europä-
ischen Loyalität der Unionsbürger bedingungslos zurücktritt. 
VIII. Wege zur Bundesstaatlichkeit  
Bundesstaatlichkeit der Europäischen Union heißt nicht Allzuständigkeit 
der Europäischen Union im Sinne der Allzuständigkeit des traditionellen 
Nationalstaats. Umstrukturierung der Europäischen Union zu einem Bun-
desstaat heißt aber. dass sich bereits bei relativ wenigen Aufgaben und 
Kompetenzen, deren Wahrnehmung zukünftig statt wie bisher in staaten-
bündischer zukünftig in bundesstaatlicher Verantwortung erfolgen soll, die 
Organisationsstruktur der Europäischen Union grundlegend verändert. Der 
besagte Wandel besteht weniger darin, dass die der Bundesstaatlichkeit an-
vertrauten Aufgaben und Kompetenzen nunmehr auf der zentralen Ebene 
von einem – neu zu strukturierenden - Parlament zusammen mit einer zwei-
ten Staatenkammer ausgeübt werden, sondern primär darin, dass die Mitg-
liedstaaten im bundesstaatlichen Bereich der Europäischen Union ihre 
derzeit bestehende absolute Vorherrschaft gegenüber den Organen der Eu-
ropäischen Union aufgeben und den Status von „Gliedstaaten“ erhalten. 
Die Umwandlung der Europäischen Union, die sich auf begrenzte Aufga-Martin Seidel 
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ben und Kompetenzen beschränken kann, ist daher gegebenenfalls umso 
leichter zu erreichen, je weniger Aufgaben und Kompetenzen in die Bun-
desstaatlichkeit überführt werden und je mehr Kompetenzen nach wie vor 
der Europäischen Union als Staatenbund mit der traditionellen Vorherr-
schaft der Mitgliedstaat bei ihrer Wahrnehmung verbleiben. Die Umwand-
lung der Europäischen Union in einen Bundesstaat  kann sich auf die der 
Europäischen Union bereits übertragenen Kompetenzen, insbesondere die 
Regelungshoheiten zur Gestaltung des Gemeinsamen Marktes und der 
Wirtschafts- und Währungsunion beschränken. Jedoch reicht staatenbündi-
sche Struktur der Europäischen Union zur Wahrnehmung des ihr zugewie-
senen breiten Engagements im internationalen Bereich schlechthin nicht 
aus. Die Erfüllung der internationalen Aufgaben erfordert ein beträchtliches 
Ausmaß an Überantwortung von Kompetenzen auf die bundesstaatliche 
Organisationsstruktur und damit einen substantiellen Statuswandel der 
Mitgliedstaaten Die zu hörende Befürchtung, dass die Umwandlung der 
Europäischen Union in einen – insbesondere für internationale Aufgaben 
mit umfassenden Kompetenzen ausgestatteten – zur Entstehung eines Eu-
ropäischen Bundesstaat führen würde, der sich als europäischer Superstaat 
im Sinne einer europäischen Großmacht gebären könnte, ist indes nicht ge-
rechtfertigt. Sicherzustellen wäre, dass - abgesehen von einem Ausschluss 
der sog. Kompetenz-Kompetenz, d.h. der Befugnis der bundesstaatlichen 
Ebene die ihr überantworteten Hoheitsbefugnisse autonom, d.h. unter Aus-
nutzung innerer Ermächtigungen ohne einvernehmliche Zustimmung der 
unteren Ebene, d.h. der Gliedstaaten zu erweitern - im übertragenen bun-
desstaatlichen Kompetenzbereich staatenbündische Fesseln die Macht der 
zentralen Organe in Grenzen halten. Die „Einbuße“ der derzeitigen Vor-
herrschaft der Mitgliedstaaten gegenüber den Organen der Europäischen 
Union, der mit ihrem Statuswandel zu „Gliedstaaten“ verbunden ist, kann 
durchaus begrenzt und dadurch aufgefangen werden, dass der Staatenkam-
mer, in der die Mitgliedstaaten nunmehr als Gliedstaaten der Europäischen 
Union vertreten sind, als zweitem Organ der Gesetzgebung und - wie zu 
zeigen sein wird, auch als mitregierendem Organ des Bundesstaates - ein 
überhöhter, d.h. ein dem Europäischen Parlament übergeordneter Status 
eingeräumt wird. Optionen für die Europäische Integration 
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1. Umstrukturierung des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes zu einer Staatenkammer als erster Schritt der Umwand-
lung der Europäischen Union zu einem Bundesstaat  
Die Umwandlung der Europäischen Union in einen Bundesstaat hätte ge-
gebenenfalls schrittweise mit der Umwandlung des Europäischen Parla-
ments zu beginnen. Dessen Abgeordnete müssten auf der Grundlage des 
gleichen Wahlrechts gewählt werden und die „Civitas Europaea“ als solche 
repräsentieren. Die Umwandlung könnte und sollte erfolgen, ohne dass zu-
vor die Europäische Union als solche in voller Breite in einen Bundesstaat 
umgestaltet wird, beispielsweise eine belastungsneutrale Aufteilung der 
Steuerhoheit zwischen der Europäische Union und den Mitgliedstaaten er-
reicht ist. Die Umwandlung des Europäischen Parlaments im Sinne einer 
echten Repräsentation aller Unionsbürger auf der Grundlage der Wahl-
rechtsgleichheit wäre aber wahrscheinlich nicht erreichbar, wenn nicht zu-
vor die derzeit im Europäischen Parlament verankerte, mit der Gleichheit 
des Wahlrechts aller Unionsbürger nicht zu vereinbarende „angemessene 
Vertretung“ der kleinen und kleineren Mitgliedstaaten als Prinzip der Ver-
fassung der Europäischen Union, auf das nicht verzichtet werden kann, in 
die zweite Gesetzgebungskammer als deren Strukturprinzip übernommen 
und hier möglichst ausgeprägter als derzeit im Europäischen Parlament 
verankert würde. Die Umwandlung des Europäischen Parlaments zu einem 
echten Parlament  und die Umstrukturierung des Rates zu einem echten 
zweiten Gesetzgebungsorgan, in dem das Prinzip der „angemessenen Ver-
tretung“ - in stärkerem Maße - den kleinen und kleineren Mitgliedstaaten 
eine angemessene Einflussnahme auf die Politik und die Gesetzgebung der 
Europäischen Union sichert, bilden einen untrennbaren Zusammenhang. 
Ein demokratisches Europäisches Parlament erfordert entgegen einer land-
läufigen Annahme nicht den Nachweis eines europäischen Volkes oder die 
Entstehung einer europäischen Nation. Die – zunächst fiktive - Konstituie-
rung aller Bürger und Bürgerinnen der Union zu einer europäischen Bür-
gerschaft im Sinne eine Willens- und Schicksalsgemeinschaft reicht für die 
Umwandlung der Europäischen Union in einen Bundesstaat aus. Fraglich 
kann lediglich sein, ob nicht das Funktionieren eines echten europäischen 
Parlamentssystems unterhalb des umstrukturierten Europäischen Parla-Martin Seidel 
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ments bestimmte außerrechtliche Bedingungen und Institutionen in Form 
eines integrierten gesellschaftlichen Systems der Abklärung und des Aus-
gleichs von gesellschaftlich, wirtschaftlichen und politischen Interessen, 
ein System für eine integrierte europäische öffentlichen Meinungsbildung 
und vor allem eines integrierten Parteiensystems unerlässlicherweise vor-
aussetzt. Die vorstehend umschriebenen sog. vorrechtliche  Funktionsbe-
dingungen für ein effektives Wirken eines europäischen parlamentarischen 
Systems können weder vom Gesetzgeber der Europäischen Union dekre-
tiert noch durch Akte der Verfassungsschöpfung geschaffen werden. Sie 
können nur und müssen gegebenenfalls auf der Ebene der Gesellschaft 
durch politischen Diskurs und durch die Aktivitäten der Zivilgesellschaft 
hervorgebracht werden. Der Unionsgesetzgeber und der Verfassungsgeber 
der Europäischen Union können aber, indem sie die Rechts- und Verfas-
sungsordnung der Europäischen Union entsprechend ausgestalten, in man-
nigfacher Weise, insbesondere in Ausübung ihrer Befugnisse zur 
Rechtsetzung, beispielsweise durch die Liberalisierung der nach wie vor 
verkrusteten nationalen Kommunikationssysteme dazu beitragen, dass sich 
die sog. vorrechtlichen Funktionsbedingungen unter erleichterten Bedin-
gungen herausbilden können.  
Die Gleichheit des Wahlrechts aller Unionsbürger, welche die Aufhebung 
der „angemessenen Vertretung“ kleiner und kleinerer Mitgliedstaaten im 
Europäischen Parlament voraussetzt, führt dazu, dass die Abgeordneten die 
Unionsbürger entweder als Repräsentanten ihres Wahlkreises oder als Rep-
räsentanten der Gesamtheit der „Civitas Europaea“ als einer Willens- und 
Schicksalsgemeinschaft im Europäischen Parlament vertreten. Die zur Zeit 
noch bestimmende intergouvernementale Grundstruktur des Europäischen 
Parlaments wird durch eine neue echte Parlamentsstruktur ersetzt, ohne 
dass zunächst die Grundstruktur der Europäischen Union als solche völlig 
umstrukturiert werden müsste, namentlich der befürchtete, den Rubikon 
überschreitende absolute Einstieg in den Bundesstaat „United“ Europe zu 
erfolgen bräuchte. Einige nicht unwesentliche Elemente der derzeitigen 
Struktur und Verfassung der Europäischen Union - die Mehrheitsentschei-
dung, der Vorrang des Rechts der Europäischen Union vor der Rechtsord-
nung der Mitgliedstaaten und die Überordnung der europäischen Optionen für die Europäische Integration 
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Gerichtsbarkeit über die nationale Gerichtsbarkeit - qualifizieren die Euro-
päische Union bereits seit der Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft 1958 unangefochten als eine in ihrer Art einzigartige 
überstaatliche Organisation, die sich durch ihre teilweise supranationale 
Ausprägung von einem klassischen Staatenbund abhebt. Die Umstrukturie-
rung des Europäischen Parlaments – und damit untrennbar verbunden des 
Rates als Staatenkammer - wäre somit kein Einstieg in eine absolut neue 
Entwicklung des europäischen Verfassungsprozesses. Sie wäre aber un-
geachtet der bestehenden supranationalen Ausprägungen und der bislang 
bestehenden begrenzten quasi bundesstaatlichen Struktur der Europäischen 
Union ein „Ausbauschritt par exellence“ im Sinne des immer wieder an-
gestrebten „qualitativen Sprungs“ des europäischen Integrationsprozesses.
15  
Den „Schutz“ der kleinen und kleineren Mitgliedstaaten, der nach der Ein-
führung der Gleichheit des Wahlrechts und der Umstrukturierung des Eu-
ropäischen Parlaments durch das Europäische Parlament nicht mehr 
ausreichend gewährleistet wäre, müsste, wie gedeutet, vom Rat als Staa-
tenkammer und zweiten Gesetzgebungsorgan übernommen werden. Der 
Schutz ließe sich in der Staatenkammer in wirksamerer Weise verankern, 
als er derzeit im Europäischen Parlament gesichert ist. Die Staatenkammer, 
 
15  Das Europäische Parlament kann zwar seinen Status nicht autonom ändern, insbe-
sondere die das gleiche Wahlrecht nicht ohne den Verfassungsgesetzgeber einfüh-
ren. Die Mitgliedstaaten ihrerseits haben die Umstrukturierung des Europäischen 
Parlaments bislang nicht auf die Tagesordnung einer der vielen Regierungskonfer-
enzen gesetzt. Für sie wäre die Umwandlung in gewisser Hinsicht mit einer Ein-
buße ihrer uneingeschränkten Herrschaftsstellung verbunden, die sie 
möglicherweise befürchten. Das Europäische Parlament hat sich seinerseits bislang 
hauptsächlich auf die Erweiterung des Anwendungsbereichs seiner Mitwirkungs-
rechte im Gesetzgebungsverfahren der Europäischen Union beschränkt, der jedoch, 
nicht zuletzt mangels seiner Umstrukturierung zu einem echten Parlament, von 
Konferenz zu Konferenz erkennbar Grenzen gesetzt sind. Eine Entschließung des 
Europäischen Parlaments, mit der das Europäische Parlament im Sinne eine 
weiteren demokratischen Ausbaus der Europäischen Union seine Umstrukturierung 
vorschlägt, wäre indes für die Mitgliedstaaten als vertragliche Verfassungsgeber der 
Europäischen Union eine Vorgabe, an der er kaum vorbeigehen könnte, zumal die 
europäische Öffentlichkeit sensibilisiert wäre. Dem Europäischen Parlament müsste 
daran gelegen sein, dass sich mit einer entsprechenden Änderung seiner Struktur die 
Legitimation seines Wirkens erheblich verstärkt. 
 Martin Seidel 
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die aus dem Ministerrat hervorgegangen gleichberechtigt neben dem Euro-
päischen Parlament, wenn nicht sogar diesem gegenüber übergeordnet ste-
hen würde, hätte in allen Funktionsbereichen der Europäischen Union ein 
Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrecht, wobei die Mitgliedstaaten gleiche 
bzw. je nach Funktionsbereichen abgestufte Stimmen hätten. Um „funda-
mentale Interessen“ der Mitgliedstaaten, insbesondere der kleinen und klei-
neren Mitgliedstaaten zu „schützen“, könnte bei sog. „vitalen Fragen“ die 
einstimmige Beschlussfassung vorgesehen werden bzw. weiterhin gelten. 
Voraussetzung für die Einstimmigkeit und für Sperrminoritäten wäre aller-
dings, dass im Falle blockierender Stimmen, die die Handlungsfähigkeit 
des mit dem Europäischen Parlament gleichberechtigt mitentscheidenden 
Rates und damit der Europäischen Union als solcher lähmen würden, das 
Veto eines Mitgliedstaats bzw. das bei der Beschlussfassung im Rat geltend 
gemachte Veto einer relevanten Minderheit von Mitgliedstaaten einem 
wirksamen öffentlichen Rechtfertigungszwang unterworfen wird. Diese 
letztere Voraussetzung wäre erfüllt, wenn sich die Mitgliedstaaten nicht 
mehr wie bislang in eigener Verantwortung nur gegenüber der nationalen 
öffentlichen Meinung, sondern in Zukunft auf europäischer Ebene gegenü-
ber dem Europäischen Parlament und damit gegenüber der europäischen 
und der Öffentlichkeit der anderen Mitgliedstaaten und im Anschluss daran 
gegenüber dem Europäischen Gerichtshof zu rechtfertigen hätten. 
Die Umstrukturierung des Europäischen Parlaments und in ihrem Gefolge 
des Rates als Staatenkammer bedeutet nicht notwendig, dass der derzeitige 
Ministerrat als Staatenkammer abgewertet wird. In den Vereinigten Staaten 
von Amerika hat der Senat im Verhältnis zur Nationalversammlung (Par-
lament) rechtlich größere Machtbefugnisse; er steht gleichermaßen wie der 
Präsident der Vereinigten Staaten nicht unterhalb des Nationalparlaments, 
sondern gleichberechtigt neben ihm, wenn nicht sogar über ihm. In der Eu-
ropäischen Union wäre zwar mit dem beide Gesetzgebungsorgane notwen-
digerweise erfassenden Umstrukturierungsvorgang die Vorherrschaft der 
Mitgliedstaaten im Rat über die Europäische Union geschmälert. Die Vor-
herrschaft über die Europäische Union, auf die es den Mitgliedstaaten  an-
zukommen scheint, bliebe aber zum einen  im Europäischen Rat und nach 
wie vor zum anderen insofern im Prinzip erhalten, als bei Änderungen der Optionen für die Europäische Integration 
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Verfassung der Europäischen Union das Europäische Parlament auf ein 
Anhörungsrecht beschränkt werden könnte und vor allem in allen Kompe-
tenzbereichen, die nicht in die neue – partielle – bundesstaatliche Struktur 
eingebunden werden, sich an der derzeitigen Vorherrschaft der Mitglied-
staaten nichts ändern würde. 
Die europäische Integration würde mit der anzustrebenden Umwandlung 
der Struktur des Europäischen Parlaments und des Rates als erstem Aus-
bauschritt an Vertrauen und Zustimmung gewinnen. Bei den Wahlen zum 
Europäischen Parlament stünden europäische Parteien mit konkurrierenden 
Parteiprogrammen zur Entscheidung der Wähler an, die den bislang von 
Jahr zu Jahr nachlassenden Gang zu den Wahlurnen verändern würden. Mit 
der Umstrukturierung des Parlaments und des Rates als erster Ausbau-
schritt wäre der  Perspektive der Herausbildung eines Europäischen Bun-
desstaates, den zu gründen Europa nicht umhin kommt, der Schrecken 
genommen. 
2. Integriertes europäisches Parteiensystem 
Um die faktische Funktionsfähigkeit des neuen parlamentarischen Systems 
zu gewährleisten, müsste sich das europäische Parteiensystem, das derzeit 
einen Verbund nationaler Parteien darstellt, zu einem echten integrierten 
europäischen Parteiensystem umwandeln. Dieser Ausbauschritt liegt in der 
Verantwortung der europäischen Parteien und kann vom Gesetzgeber und 
vom Verfassungsgeber der Europäischen Union allenfalls durch die ver-
schiedensten Maßnahmen erleichtert, jedoch nicht selbst verwirklicht wer-
den.  
3. Europäische öffentliche Meinung, integriertes gesellschaftli-
ches System der Abklärung und des Interessenausgleichs  
Gleiches gilt von zwei weiteren Vorbedingungen für ein funktionierendes 
parlamentarisches Regierungssystem auf europäischer Ebene, wie es die 
Bundesstaatlichkeit der Europäischen Union darstellen würde, nämlich ei-
nem integrierten gesellschaftliche System der Abklärung und des Aus-
gleichs weltanschaulicher, regionaler, sektoraler sowie mitgliedsstaatlicher Martin Seidel 
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Interessen und einer ebenso unerlässlichen europäische öffentliche Mei-
nung. Auch diese beiden außerrechtlichen Vorbedingungen müssten sich 
durch das Wirken der politischen und gesellschaftlichen Kräfte eigenver-
antwortlich entwickeln, wobei auch in diesen beiden Bereichen „Hilfestel-
lung“ durch den Gesetz- und Verfassungsgeber denkbar und möglich 
erscheint.  
4. Europäische Bürgerschaft 
Die Einführung einer europäischen Bürgerschaft neben der nationalen 
Staatsangehörigkeit wäre ein Ausbauschritt zur Bundesstaatlichkeit, der 
sich für den Verfassungsgeber der Europäischen Union unschwer verwirk-
lichen ließe. Die oberste Loyalität der Bürger Europas, die unter der Bun-
desstaatlichkeit zwar nicht notwendig zu einer „europäischen Nation“, aber 
zu  einer gemeinsamen Willens- und Schicksalsgemeinschaft zusammen-
wachsen würden, hätte nicht mehr wie bislang den Mitgliedstaaten, sondern 
der Europäischen Union zu gelten und würde sich in dieser Ausrichtung 
allmählich auch ausprägen. 
5. Weitere Ausbauschritte: Umwandlung der Kommission zu ei-
ner Regierung / Schaffung eines Präsidenten oder Präsidiums 
/ Einrichtung einer weiteren unionseigenen Gerichtsbarkeit 
und eines unionseigenen Verwaltungsunterbaus / Einführung 
einer unionseigenen Steuerhoheit  
Im Zuge der Umstrukturierung der Europäischen Union in einen Bundes-
staat würde die Kommission in einer europäischen Regierung aufgehen, 
deren Mitglieder mit einfacher Mehrheit vom Parlament und mit Zweidrit-
telmehrheit von der Staatenkammer zu bestellen wären. Das Misstrauens-
votum sollte an die Wahl einer anderen Regierung oder des betreffenden 
Regierungsmitgliedes gebunden werden. 
Die Europäische Union müsste wohl nach den Verfassungsprinzipien und 
der Tradition der Mitgliedstaaten neben der Regierung als „Staatsober-
haupt“ einen Präsidenten oder sogar ein mehrköpfiges Präsidium haben, 
das anfänglich mit jeweils Zweidrittelmehrheit vom Parlament und der Optionen für die Europäische Integration 
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Staatenkammer und später direkt von der Europäischen Bürgerschaft zu 
wählen wäre. Der Präsident bzw. das Präsidium der Europäischen Union 
sollte als überparteiliches Repräsentationsorgan nur über Repräsentations-
befugnisse verfügen.  
Auf längere Sicht müssten der Europäischen Union unterhalb des derzeiti-
gen Europäischen Gerichtshofes und des erstinstanzlichen Gerichts unions-
eigene dezentrale Gerichte und für bestimmte Aufgaben, die sich nicht über 
die 27 und mehr „Gliedstaaten“ durchführen lassen ein eigenen Verwal-
tungsunterbau zugestanden werden. Das derzeit geltende System der 
Durchführung des Unionsrechts über die Mitgliedstaaten und der wechsel-
seitige Anerkennung der nationalen Staatshoheitsakte stößt angesichts ver-
mutlich wohl auch unter einem bundesstaatlichen Dach nicht ausreichend 
homogenisierbarer gesellschaftlicher Verhältnisse in der Europäischen 
Union, angesichts der Sprachenvielfalt sowie insbesondere angesichts nicht 
homogenisierbarer Verwaltungs- und gerichtlicher Strukturen in den Mitg-
lied- und späteren Gliedstaaten auf Grenzen seiner Akzeptanz und Leis-
tungsfähigkeit.  
Die Europäische Union hätte als – partieller – Bundesstaat eine eigene 
Steuerhoheit, wenn auch anfänglich wohl nur in Bereichen der indirekten 
Besteuerung.   
6. Staatenbindung der Grundrechte 
Die Europäische Union hätte als Bundesstaat Grundrechte zu gewährleis-
ten, die über die bisherige Wirkung der Grundrechte der Europäischen 
Union hinaus auch die Mitgliedstaaten in den diesen vorbehaltenen Hand-
lungsbereichen binden. Durch die absolute Bindung der Gliedstaaten der 
Europäischen Union an deren Grundrechte würde die Politik und die 
Rechtsprechung der Mitgliedstaaten in den ihnen vorbehaltenen Bereichen 
einem stärkeren Harmonisierungszwang ausgesetzt und einer gewissen fö-
derativen Aufsicht unterworfen sein. 
Ein Minderheitenstatut hätte beschränkt auf den Gebrauch der eigenen 
Sprache, die Errichtung eigene Schulen und die Wahrung kultureller Ei-
genheiten den Grundrechtskatalog zu ergänzen.  Martin Seidel 
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7. Zuständigkeitskatalog 
Im Zuge der schrittweisen Umstrukturierung der Europäischen Union zu 
einem Bundesstaat sollten deren Aufgaben und Kompetenzen in der Ver-
fassung in einem Zuständigkeitskatalog in einer Weise umschrieben wer-
den, dass ihre Ausweitung im Wege „innerer Ermächtigungen“, d.h. ohne 
einvernehmliche Zustimmung aller Mitgliedstaaten ausgeschlossen bleibt. 
IX. Abschließende Betrachtungen  
Unabhängig von einer grundlegenden Strukturreform der Europäischen 
Union im Sinne der vorstehenden Reformskizze, aber im Vorgriff und in 
der Perspektive auf diese sollten vorab zur Stärkung der Akzeptanz des In-
tegrationsprozesses in der Bevölkerung, die eine Vorbedingung für eine 
Umwandlung der Europäischen Union in einen Bundesstaat ist, alle fälli-
gen, aber bislang ausgebliebenen Reformen der Europäischen Union nun-
mehr zügig in Angriff genommen werden. Diese hätten sich nunmehr an 
dem Ziel eines späteren – schrittweisen - Übergangs zu einem Bundesstaat  
zu orientieren. In diesem Sinne wären vor allem zwei überfällige Reformen 
beschleunigt abzuschließen, nämlich die Neuordnung des Ressourcentrans-
fers und die Reform der Agrarmarktpolitik: 
1. Neuordnung des Ressourcentransfers  
Eine Staatengemeinschaft, als die sich die Europäische Union selbst nach 
dem Vertrag über eine Verfassung für Europa und dem Reformvertrag dar-
stellt, kann anders als ein Bundesstaat mangels ausreichender Solidarität in 
der Bevölkerung, die noch nicht zu einer neuen Nation zusammengewach-
sen ist, nur in einem begrenztem Ausmaß einen Finanzausgleich unter sei-
nen Mitgliedstaaten sowie einen Ressourcentransfer gewährleisten. Selbst 
wenn sich der Ressourcentransfer im Rahmen des Finanzausgleichs - was 
innerhalb der Europäischen Union nicht einmal der Fall ist - ausschließlich 
nach dem sog. Nettofondsprinzip ausschließlich von den wohlhabenderen 
Mitgliedstaaten auf die weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten vollzieht, 
stößt er auf Grenzen seiner Akzeptanz durch die nationalen Regierungen 
und Parlamente sowie vor allem der Bevölkerung. Der Europäischen Union Optionen für die Europäische Integration 
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ist weder nach dem Vertrag von Rom noch auf Grund der späteren Verträ-
ge von Luxemburg, Maastricht, Amsterdam und Nizza die Herstellung ab-
solut einheitlicher oder auch nur gleichwertiger Lebensverhältnisse in allen 
Mitgliedstaten und in allen Regionen als Ziel gesetzt. Die Wirtschaftspoli-
tik, einschließlich der Regionalpolitik, liegt auch im Rahmen der 1993 er-
richteten Wirtschafts- und Währungsunion in der Verantwortung der 
Mitgliedstaaten. Die Kompetenzen der Europäischen Union im Rahmen der 
Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts beschränken sich 
auf eine anteilige Beteiligung an nationalen Maßnahmen der Förderung un-
terentwickelter Regionen (Regionalfonds), der Förderung der Entwicklung 
landwirtschaftlicher Strukturen (Agrarstrukturfonds und Fischereifazilität), 
der Förderung des Arbeitsmarktes (Sozialfonds) und des Ausbaus bestimm-
ter Infrastrukturen (Kohäsionsfonds). Die Umstellung des derzeitigen Sys-
tems der Mitförderung der nationalen Maßnahmen - die infolge ihrer 
Ausgestaltung mehr oder weniger alle, vor allem auch die wohlhabenderen 
Mitgliedstaaten begünstigt - in der Weise, dass sich der Ressourcentransfer 
im Rahmen der Fondspolitik der Europäischen Union, die infolge institu-
tioneller Begrenzung nicht ständig weiter finanziell aufgestockt werden 
kann, nach dem sog. Nettofondsprinzip ausschließlich von den wohlhaben-
deren Mitgliedstaaten auf die weniger wohlhabenderen Mitgliedstaaten 
vollziehen würde, war an sich ein Reformvorhaben, vor dem die Mitglied-
staaten auf der Konferenz von Nizza angesichts der historischen Aufgabe 
der Herstellung der Einheit Europas durch Eingliederung der wirtschaftlich 
entwicklungsbedürftigen Staaten Mittel-, Nordost- und Osteuropas im 
Interesse der dauerhaften Sicherung des Gemeinsamen Marktes, der Wirt-
schafts- und Währungsunion und wohl auch der Europäischen Union als 
solcher gestanden haben. Zu der notwendigen Reform ist es nicht gekom-
men. Auch der Vertrag über eine Verfassung für Europa und der in Lissa-
bon Ende 2007 beschlossenen Reformvertrag sehen die unerlässliche 
Umstellung der Fondspolitik und des Ressourcentransfers nicht vor, weder 
in der Weise, dass sie der Europäischen Union neue Kompetenzen zuwei-
sen, noch in der Form, dass den Verträgen politische Beschlüsse und Ab-
sichtserklärungen der Mitgliedstaaten über die Notwendigkeit einer   
Reform der Strukturpolitik beigefügt sind.  Martin Seidel 
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2. Reform der Agrarpolitik 
Um die erweiterte Europäischen Union als friedens- und wohlstandsschaf-
fende Ordnung dauerhaft zu erhalten, hätte auch die Gemeinsame Agrar-
marktpolitik auf der Konferenz von Nizza einer Reform unterzogen werden 
müssen. Die Stützung der Einkommen der Landwirtschaft durch die Ag-
rarmarktpolitik setzt nach wie vor, obgleich sie inzwischen in den letzten 
Jahren in Ansätzen davon entkoppelt worden ist, an der Produktion an, und 
dies ungeachtet der Gegebenheiten der unterschiedlich großen landwirt-
schaftlichen Betriebe. Die Folge ist, dass die Einkommen der Landwirt-
schaft nicht nach „sozialen“ Gesichtspunkten und Bedürfnissen 
subventioniert werden. Die Struktur der Einkommen, die durch die Agrar-
marktpolitik entstehen, weist sozialpolitisch nicht nachvollziehbare Verzer-
rungen sowohl innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten als auch zwischen 
den Mitgliedstaaten auf. Landwirtschaftliche Betriebe, die auch unter freien 
Marktbedingungen auskömmliche Einkommen erzielen würden, werden 
von der Agrarmarktpolitik zum Teil in erheblichem Ausmaß begünstigt. 
Gleichermaßen werden Mitgliedstaaten, die angesichts ihres wirtschaftli-
chen Wohlstands ihre Landwirtschaft durchaus auch ohne Rückgriff auf die 
Ressourcen des europäischen Haushalts ausschließlich über eigene Unters-
tützungsmaßnahmen unterhalten könnten, beträchtlich begünstigt. An sich 
ist nach der Verfassung der Europäischen Union die Einkommens- und So-
zialpolitik - auch im Rahmen der in Maastricht gegründeten Wirtschafts- 
und Währungsunion - kein Verantwortungsbereich der Europäischen Uni-
on, sondern ein Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten. Dem  Verfas-
sungssystem der Europäische Union als Wirtschafts- und Währungsunion 
würde eine Reform der Agrarpolitik entsprechen, welche die derzeitigen 
Agrarmarktorganisationen schrittweise aufhebt, die Landwirtschaft in die 
Marktwirtschaft überführt und die Einkommensstützung der Landwirt-
schaft den nationalen Haushalten überlässt, letzteres unter Mitfinanzierung 
durch die Europäische Union nach dem Vorbild der reformierten Struktur-
fondspolitik nach Maßgabe der wirtschaftlichen Kraft der Mitgliedstaaten. 
Eine solche Reform würde die ständig beklagte „Agrarlastigkeit“ des 
Haushalts der Europäischen Union unter Freisetzung finanzieller Ressour-
cen für zukunftsträchtige Aufgaben der Europäischen Union auf längere Optionen für die Europäische Integration 
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Sicht wesentlich mindern und außerdem die neuen Mitgliedstaaten vorran-
gig begünstigen. Sie würde auch in den neuen Mitgliedstaaten nicht überal-
terte leistungsschwache Agrarstrukturen konservieren, sondern den 
notwendigen Strukturwandel der Landwirtschaft beschleunigen. Die derzei-
tigen Verteilung der Zuwendungen von Mitteln aus dem Haushalt der Eu-
ropäischen Union im Zusammenhang mit der Gemeinsamen 
Agrarmarktpolitik ist bereits seit langer Zeit, verstärkt seit der Erweiterung 
der Europäischen Union um die Staaten Mittel-, Nordost- und Osteuropas, 
politisch nicht mehr zu rechtfertigen. Ihre notwendige Reform steht als eine 
der dringlichsten Aufgaben auf der Agenda der Europäischen Union an. ZEI DISCUSSION PAPER:   Bisher erschienen / Already published: 
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